
Islamisten-Terror 
nicht unterschätzen
HC Strache warnt vor dem Überschwappen der Attentate nach Österreich

Die teuren Folgen der
„Willkommenspolitik“

Mit der nun offiziellen „Sach- und 
Mitarbeiter-Spende“ der SPÖ ist   
Alexander Van der Bellen seinen 
Unabhängigkeitsstatus engültig los. 
Die FPÖ fordert die Einrechnung der 
SPÖ-Leihgaben in die Wahlkampf-
kostenabrechnung des Präsident-
schaftskandidaten.                      S. 7

Rot-grüner Kandidat
Europas Genossen wollen an 

den Beitrittsgesprächen der Türkei 
festhalten. Denn sie sorgen sich, 
dass Türkenpräsident Erdogan den 
Auslandstürken empfehlen könnte, 
den Sozialdemokraten bei Parla-
mentswahlen kein Stimmen mehr 
zu geben.                              S. 8/9

Genosse Erdogan
Jahrelang haben die zuständi-

gen SPÖ-Stadträte bei den Förde-
rungsbetrügereien von Kindergar-
tenvereinen tatenlos zugesehen. 
Nach dem Förderungsentzug für 
den Verein „Alt Wien“ stehen nun 
über 2.000 Kinder ohne Kinder-
gartenplatz im Herbst da.        S. 11

Rote Kontrollpleite 
Im ORF haben SPÖ und ÖVP 

noch das Sagen wie zu alten Zei-
ten der großen Koalition. Diese 
Macht haben sie jetzt bei der Wahl 
des ORF-Generalintendanten wie-
der einmal – gegeneinander – aus-
gespielt. Wrabetz bleibt dank Grü-
nen und NEOS im Amt.         S. 14

ORF-Postenschacher

Schon fast die Hälfte der Mindestsicherungsbezieher in Wien sind Ausländer – S. 4/5

Salzburgs Landesregierung 
ruiniert Wohnbauförderung
Mit einer üppigen Auszahlungsgebarung, die selbst teuerste Ein-
familienhäuser berücksichtigt, fährt Salzburgs Landesregie-
rung die Wohnbauförderung gegen die Wand. Die Ursache 
ortet FPÖ-Landesparteivize Volker Reifenberger im neuen 
„Husch-Pfusch-Wohnbauförderungsgesetz“.                 S. 13€ 0,80Nr. 32 . Donnerstag, 11. August 2016
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IMPRESSUM

Die Reallöhne in Österreich 
sind in den vergangenen Jahren 
schwächer gestiegen als in allen 
anderen Industrieländern. Das 
zeigte eine Analyse der OECD 
Anfang Juli. Die Stundenlöhne 
sind zwischen 2007 und 2015 pro 
Jahr um satte 0,4 Prozent gewach-
sen: Bei einem Nettostundenlohn 
von zehn Euro bedeutet dies ei-
nen Lohnanstieg von sensationel-
len 30 Cent in acht Jahren.

Die Mär vom „reichen Land“ 
zerbröselt an der Untätigkeit der 
rot-schwarzen Koalition. Die-
se hat laut EU seit Ausbruch der 
Finanz- und Wirtschaftskrise die 
wenigsten Reformen aller 28 Mit-
gliedstaaten umgesetzt.

Allein durch die „versteckte 
Steuererhöhung“ über die „kalte 
Progression“ hat der Staat jedem 
mittleren Einkommensbezieher 
in den letzten fünf Jahren 1.000 
Euro extra abgeknüpft, berechne-
te das unabhängige Wirtschafts-
forschungsinstitut Agenda Aust-
ria. Während alle Gebühren, die 
der Staat von seinen Bürgern 
kassiert, an die Inflation ange-
passt – sprich erhöht – werden, 
unterlassen es Rot und Schwarz 
tunlichst, diese Valorisierung bei 
der Lohn- und Einkommenssteu-
er vorzunehmen und die Steuerta-
rife dementsprechend zu erhöhen.

Bis 2021 summiert sich die 
Mehrbelastung der Bürger durch 
diese „versteckte Steuererhö-
hung“ auf 6,2 Milliarden Euro 
–  mehr als das Doppelte dessen, 
was SPÖ und ÖVP den Steuer-
zahlern über ihre „Steuerreform“ 
heuer „geschenkt“ haben. 

Aber wer auf der Ausgabensei-
te nicht sparen kann, muss auf 
wachsende Einnahmen, also hö-
here Steuern schielen. Und das 
tun Rot und Schwarz seit 2008.

„Heute sind einige linke Träu-
mer zur Realität gekommen. So-
gar SPÖ-Bundeskanzler Christian 
Kern kopiert und zitiert mich samt 
meinen Satz, den ich seit elf Jahren 
predige: Wer sich nicht an die Haus- 
ordnung hält, muss gehen“, zeigte 
sich der FPÖ-Bundesparteiobmann 
erfreut über den Meinungsschwenk 
Kanzler Kerns nach den „Pro-Er-
dogan-Demonstrationen“ und dem 
Anstieg der Ausländerkriminalität 
in Österreich.

Kern habe damit den Fehler des 
vergangenen Jahres erkannt, näm-
lich die staatliche Schlepperei sei-
nes Vorgängers Werner Faymann 
als Chef der ÖBB maßgeblich mit 
zu unterstützen. „Diese Multikul-
ti-Experimente sind gescheitert“, 
erklärte HC Strache, um zugleich 
Kritik an der „Lernresistenz“ der 
Grünen zu üben. Deren Vorschlag, 
Erdogan-Gegnern Asyl zu gewäh-
ren, würde die innertürkischen 
Konflikte in Österreich anheizen 
und „ins Chaos führen“, warnte der 
FPÖ-Chef.

Unterschätzte Terrorgefahr
Denn Österreich habe ohnehin 

schon mit der gestiegenen Terror-
bedrohung, die mit der „Willkom-
menspolitik des Jahres 2015“ im-
portiert worden sei, zu kämpfen. 

„Die Gefahr ist nicht vorbei, im 
Gegenteil“, betonte HC Strache. 
Denn es handle sich hierbei nicht 
um „eine Epidemie an psychisch 
erkrankten, kriminellen Verbre-
chern quer durch Europa“, wie vie-
le Medien darzustellen versuchten. 
Diese Vorfälle hätten einen religiö-
sen Fanatismus und Islamismus in 
einer bisher in Europa unbekannten 
Dimension als Ursache: „Nicht je-
der Moslem ist ein Terrorist, aber 
leider war fast jeder Terrorist in den 
letzten zehn Jahren ein Moslem.“

Dschihadisten in Haft nehmen
Gegen diese terroristischen Be-

drohungen müsse auch Österreich 
entschlossen mit Maßnahmen ent-
gegentreten. Terroristennester ge-
hörten rigoros ausgehoben, und 
wer sich für Terrorismus rüste, wer 
ihn gutheiße, verherrliche und dazu 
aufrufe, der gehöre ins Gefängnis, 
forderte HC Strache. Das bedeute 
in der Folge, dass jeder, der sich der 
Integration verweigere und unse-
re Gesellschaft ablehne, auch nicht 
mehr mit der Staatsbürgerschaft 
belohnt und keine Sozialleistun-
gen mehr erhalten solle. „Und wer 
aus dem Dschihad heimkehrt, der 
hat auch die Staatsbürgerschaft zu 
verlieren und bei seiner Ankunft in 
Österreich konsequent in Untersu-

FPÖ für Maßnahmen gegen Islamistenterror
Edogans Mobilmachung der Auslandstürken und die jüngsten is-

lamistischen Anschläge in Europa dominierten die letztwöchige 
Pressekonferenz von FPÖ-Bundesparteiobmann HC Strache: „Das 
Multi-Kulti-Experiment ist gescheitert. Wir müssen jetzt gegen Integ-
rationsverweigerer und die Terrorgefahr energischer vorgehen!“

HC Strache warnt vor Unterschätzen der Terrorgefahr - Hofer mahnt Ankara, Auslandstürken nicht weiter aufzuhetzen

FPÖ-Bundesparteiobmann HC Strache warnt der Unterschätzung der Islamisten-Terrorgefahr in Österreich. Er 
fordert verschärfte Maßnahmen gegen Unterstützer des IS-Terrors und gegen Dschihad-Rückkehrer.
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chungshaft genommen zu werden“, 
erklärte der FPÖ-Bundesparteiob-
mann. 

Dass diese sich derzeit in Ös-
terreich frei bewegen könnten und 
nur „unter Beobachtung“ des Ver-
fassungsschutzes stünden, könne 
er nicht verstehen. „So viele Ver-
fassungsschützer haben wir doch 
gar nicht, um alle zurückgekehr-
ten Terrorschüler des Islamischen 
Staates zu beobachten. Diese ,Ter-
rorprävention‘ von SPÖ und ÖVP 
ist absolut unverantwortlich gegen-
über der Bevölkerung!“, empörte 
sich HC Strache.

AUS DER
REDAKTION
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Steuer-Nimmersatt

Andreas Ruttinger
andreas.ruttinger@fpoe.at
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Bereits im Dezember 2015 besiegelte 
ÖVP-Minister Andrä Rupprechter beim Rat 
der EU-Umweltminister faktisch das Aus für 
Dieselfahrzeuge in Österreich. „Dass sich 
der Umweltminister jetzt für eine Erhöhung 
der Dieselsteuer einsetzt, ist somit konse-
quent, inhaltlich jedoch grundfalsch und ein 
enormer Schaden für die österreichischen 
Autofahrer und den Wirtschaftsstandort“, 
kritisiert die FPÖ-Europaabgeordnete Bar-
bara Kappel. Damit habe Österreich jetzt die 
zweithöchste Pkw-Abgabenquote der EU.

Halbwahrheiten und Unterstellungen – sie-
he „Öxit“ – sowie das Herumgeeiere in ganz 
entscheidenden Fragen für die Zukunft Ös-
terreichs seien ein politischer Fixpunkt in der 
Politik der Grünen, konstatierte FPÖ-General-
sekretär Herbert Kickl (Bild) zum Auftritt von 
Grünen-Chefin Eva Glawischnig im montägi-
gen ORF-„Sommergespräch“: „Damit gleicht 
sie dem grün-roten Bundespräsidentschafts-
kandidaten Alexander Van der Bellen. Bei 
beiden kann man sich darauf verlassen: Die 
Interessen der Österreicher stehen hintan.“

Innenpolitik
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Das Kontrollversagen der SPÖ-Stadträte in 
Wien kostete über 2.000 Kindern ihren Kindergartenplatz. 
BILD DER WOCHE

Nicht im Interesse der Bürger

KURZ UND BÜNDIG
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Der freiheitliche Präsidentschafts-
kandidat Norbert Hofer, der die 
Forderung der Grünen nach einem 
Asyl für alle Erdogan-Gegner ab-
lehnt, weil damit die innertürki-
schen Konflikte in Österreich ver-
schärft würden.

Der unabhängige rot-grüne Präsi- 
dentschaftskandidat Alexander Van 
der Bellen, der trotz der jüngsten 
Attentate das „Wir schaffen das“ 
der deutschen Kanzlerin Merkel 
noch immer bewundert: „Das muss 
ihr einmal jemand nachmachen.“

AUFSTEIGER ABSTEIGER
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Und noch eine Abgabe erhöht

Mietrechtsreform-Pleite
„Als gelernter Österreicher hätte es ja ver-

wundert, wenn die Regierungsparteien sich 
in einer so wichtigen Frage wie dem Miet-
recht endlich geeinigt hätten“, kommentierte 
FPÖ-Bautensprecher Philipp Schrangl (Bild) 
das Scheitern der dreijährigen Verhandlun-
gen zur Mietrechtsnovelle zwischen SPÖ 
und ÖVP. Schaue so der „New Deal“ von 
SPÖ-Bundeskanzler Christian Kern aus? 
„Derartige ,G‘schaftln‘ zwischen SPÖ und 
ÖVP gibt es bereits im Übermaß. Was die 
Österreicher brauchen, ist ein neues, ausge-
wogenes Mietrecht, mit dem Wohnen wieder 
leistbar wird“, betonte Schrangl.Fo

to
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FPÖ für Maßnahmen gegen Islamistenterror
HC Strache warnt vor Unterschätzen der Terrorgefahr - Hofer mahnt Ankara, Auslandstürken nicht weiter aufzuhetzen

FPÖ-Bundesparteiobmann HC Strache warnt der Unterschätzung der Islamisten-Terrorgefahr in Österreich. Er 
fordert verschärfte Maßnahmen gegen Unterstützer des IS-Terrors und gegen Dschihad-Rückkehrer.

Entschuldigung Ankaras
Scharfe Kritik an den offiziellen 

türkischen Reaktionen gegenüber 
Österreich übte der freiheitliche 
Bundespräsidentschaftskandidat 
Norbert Hofer: „Wenn der türki-
sche Außenminister Mevlüt Ca-
vusoglu wirklich meint, er müsse 
Österreich als ,Zentrum des radika-
len Rassismus‘ beschimpfen, so ist 
dies auf das allerschärfste zurück-
zuweisen.“

Er erinnerte daran, dass in den 
letzten 30 Jahren unzählige Millio-
nen in Integrationsmaßnahmen ge-
flossen und türkische Vereine un-

terstützt worden seien. Doch nun 
würden die Konsequenzen der völ-
lig ignorierten Integrationsverwei-
gerung spürbar. „Das wird nicht 
nur durch die Übertragung des in-
nertürkischen Konflikts auf Öster-
reichs Straßen deutlich, sondern 
es drohen bestehende Parallelge-
sellschaften sich nun zu gefährli-
chen Gegengesellschaften entwi-
ckeln“, warnte Hofer. Er forderte 
daher umgehend eine Entschuldi-
gung und Klarstellung Ankaras ein, 
auch um das aufgeheizte Klima un-
ter den türkischen Einwanderern in 
Österreich wieder zu entspannen.

Nr. 32 g Donnerstag, 11. August 2016
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„Österreich ist ein Einwande-
rungsland. Diesem Umstand ver-
dankt die Republik zu einem gro-
ßen Anteil sein wirtschaftliches 
Wohlergehen“, lautet das Credo 
der Grünen in Sachen Migration, 
das von SPÖ und ÖVP uneinge-
schränkt übernommen worden ist. 
Schöne Scheinwelt.

In der Realität sieht dieses „wirt-
schaftliche Wohlergehen“ etwas 
anders aus. Der monatlich verlaut-
barte Arbeitslosenrekord nährt sich 
jetzt nur noch aus der ungebremst 
steigenden Anzahl ausländischer 
Arbeitsloser. Aber das bedeutet für 
diese noch lange keinen Grund, in 
ihre Heimat zurückzukehren oder 
sich in einem anderen EU-Land 
nach Arbeit umzusehen, wächst in 
den meisten EU-Ländern doch die 
Arbeitskräftenachfrage – nur nicht 
in Österreich, dank der rot-schwar-
zen Koalition.

40 Prozent Kostenanstieg
Die Anfrage des steirischen 

FPÖ-Abgeordenten Günther Kum-

pitsch und die auf FPÖ-Druck he-
rausgerückten Zahlen der Stadt 
Wien haben die zunehmende Ein-
wanderung in den Sozialstaat dra-
matisch aufgezeigt. Nicht nur beim 
Arbeitslosengeld, sondern auch 
bei der Mindestsicherung und dem 
Kindergeld steigt die Zahl auslän-
discher Bezieher dramatisch an.

Zwischen 2012 und 2014 stieg 
die Zahl der jährlichen Bezieher 
der Mindestsicherung um 16 Pro-
zent auf 256.405 Personen, die 
Kosten schwollen laut Statistik 
Austria gar um 25 Prozent auf 673 
Millionen an. Im Vorjahr beliefen 
sich die Ausgaben der neun Bun-
desländer für die Mindestsicherung 
auf bereits 870 Millionen Euro.

Rot-grünes „Wien wächst!“
Besonders dramatisch der An-

stieg im rot-grünen „Willkom-
mensparadies“ Wien. Bereits 42,87 
Prozent aller Bezieher einer Min-
destsicherung sind in Wien keine 
Österreicher. Unter diesen 76.839 
Ausländern stellen die Bezieher 

Einwanderung in den Sozialstaat explodiert
Das Familienministerium und die Stadt Wien haben letzte Woche 

den vielkritisierten FPÖ-Vorwurf der „Zuwanderung in den Sozi-
alstaat“ bestätigt. Im offenherzigsten Zuwanderungsbundesland Wien 
stellen Ausländer bereits rund die Hälfte der Mindestsicherungsbezie-
her – und es werden, dank der „Willkommenskultur“, noch mehr.

In der Bundeshauptstadt Wien stellen Ausländer bereits die Hälfte der Bezieher von Mindestsicherung und Kindergeld 
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Thema 
der 

Woche

Im NFZ-Interview kritisiert FPÖ-Sozialsprecher Herbert Kickl 
die teuren Folgen der ungehemmten Einwanderungspolitik der 

rot-schwarzen Koalition. Er fordert in der Sozial- und Arbeitsmarkt-
politik die vorrangige Berücksichtigung österreichischer Staatsbürger.
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„Sozialleistungen nur 
noch für Staatsbürger!“

„Ein Finanzausgleich
zwischen Österreichern 

und Zuwanderern?“

Die „Willkommenspolitik“ von Rot-Schwarz auf Bundes- und Rot-Grün auf Wiener Landesebene beschert den Österreichern einen Einwanderungsboom in den Sozialstaat.

Herr Generalsekretär Kickl, se-
hen sie sich in ihren Warnungen 
vor einer „Zuwanderung in den 
Sozialstaat“ jetzt durch die Bun-
desregierung bestätigt?

Kickl: Die jetzt vom Familien-
ministerium und der Stadt Wien auf 
freiheitlichen Druck herausgerück-
ten Zahlen bestätigen nur eines: 
Die von SPÖ und ÖVP betriebene 
– und von den Grünen freudigst un-
terstützte – unkontrollierte Zuwan-
derung hat auf dem Arbeitsmarkt 
und im Sozial-
system zu ei-
nem „Finanz-
ausgleich“ der 
besonderen Art 
geführt. Jetzt 
fließt das Geld 
von den Österreichern zu Migran-
ten und Asylanten.

Welche Maßnahmen fordert hier 
die FPÖ ein?

Kickl: Bei der Mindestsiche-
rung muss in Zukunft ganz klar 
zwischen Staatsbürgern und 
Nicht-Staatsbürgern, dazu gehören 
auch EU-Bürger, differenziert wer-
den. Sozialleistungen sollen letzt-
lich nur noch Staatsbürgern zuste-
hen. Das kann man sofort einleiten, 
indem man in einem ersten Schritt 
die Einführung eines „Herkunfts-
landprinzips“ bei Sozialleistungen 
beschließt, also die Höhe der Be-
züge an das angeglichen wird, was 
der Ausländer in seiner Heimat er-
halten würde.

Erwarten Sie hier keinen Wider-
spruch aus der EU?

Kickl: Der EuGH hat bereits 
eine Klassifizierung bei diesen 
nationalen Sozialmaßnahmen 
zwischen Staatsbürgern 
und EU-Bürgern zuge-
lassen. Daher erwar-
te ich aus Brüssel 
keine Wider-
stände.

Und wie soll den Österreichern 
geholfen werden, die von der Min-
destsicherung leben müssen?

Kickl: Wir haben Rekordarbeits-
losigkeit. Der erste Schritt muss 
daher sein, die Österreicher wieder 
in Beschäftigung zu bringen. Das 
bedeutet, entsprechende Qualifi-
kationsmaßnahmen zu setzen, aber 
auch den Verdrängungswettbewerb 
zu stoppen und den heimischen Ar-
beitsmarkt zu schützen. Letzteres 
wäre über eine Zugangsbeschrän-

kungen in jene 
Bereiche des 
Arbeitsmarkts 
zu erwirken, 
wo die Arbeits-
losigkeit am 
höchsten ist. 

Dieser Einwanderungsstopp in den 
österreichischen Arbeitsmarkt wür-
de infolge auch die Zuwanderung 
in unser Sozialsystem beenden.

Die Koalition überlegt bereits 
Verschärfungen bei der Mindestsi-
cherung...

Kickl: Dass man angesichts 
dieser Zahlen einzig die angebli-
che Arbeitsunwilligkeit von hei-
mischen Arbeitslosen zum „Ein-
ser-Thema“  macht und nur eine 
Verschärfung der Zumutbarkeits-
bestimmungen als großen Schritt 
präsentiert, ist eine klassische The-
maverfehlung der Koalition. Das 
ist nichts anderes, als mit einem 
Teesieb eine volle Badewanne aus-

schöpfen zu wollen - viel bü-
rokratischer Aufwand 

und damit verbun-
dene Mehrkosten 
bei minimalem 
Erfolg. Aber so 
funktioniert eben 
das rot-schwar-
ze „Erfolgsmo-
dell“.
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Einwanderung in den Sozialstaat explodiert
In der Bundeshauptstadt Wien stellen Ausländer bereits die Hälfte der Bezieher von Mindestsicherung und Kindergeld 

mit ungeklärter Staatsbürgerschaft  
mit 16.712 Personen die größte 
Gruppe, gefolgt von türkischen Zu-
wanderern mit 9.815 Personen. An 
einer Eruierung der Herkunft ih-
rer Sozialleistungsbezieher scheint 
Rot-Grün also wenig interessiert. 

Zur Erinnerung: Im Jänner 2014 
verlautbarte eine Studie des So-
zialministeriums, dass der An-
teil nicht-österreichischer Sozi-
algeld-Empfänger in „urbanen 
Zonen“ bei 27,7 Prozent liege. Kei-
ne zweieinhalb Jahre später sind es 
laut rot- grüner Stadtregierung in 
Wien bereits 42,87 Prozent.

Heuer wird allgemein mit einem 
weiteren Anstieg gerechnet. Rund 
64.000 der 90.000 im Vorjahr er-
öffneten Asylverfahren wurden 
nämlich noch nicht entschieden.

Verquere Geburtenzunahme
Während Rot-Grün das augen-

zwinkernd mit der Parole „Wien 
wächst!“ zur Kenntnis nimmt, hat 
die schwarz-blaue Landesregie-
rung in Oberösterreich gehandelt. 
Die Mindestsicherung für Flücht-
linge wird von 914 auf 520 Euro 
gekürzt, um diesen Einwande-
rungsanreiz zu minimieren.

Während die Armutsgefährdung 
österreichischer Familien in den 
letzten Jahren dramatisch zuge-
nommen hat, fließt bereits ein Drit-
tel des Kindergeldes an Ausländer 
und Asylanten. Das förderte die 
jüngste Anfrage meines Kollegen 
Günther Kumpitsch an das Fami-
lienministerium zu Tage.

Die soziale Treffsicherheit von 
Familienleistungen ist aus der Per-
spektive österreichischer Familien 
nicht mehr gegeben.

Väter und Mütter sichern das 
Sozialsystem durch ihre Beiträge 
und garantieren dessen Zukunft 
durch ihre Kinder. Der Dank der 
rot-schwarzen Bundesregierung 
für diese Doppelbelastung hält sich 
in engen Grenzen. Stattdessen wird 
die Willkommenskultur im Be-
reich der Familienleistungen umso 
ausgiebiger zelebriert: Ein Drittel, 
in Wien bereits die Hälfte des Kin-
dergeldes fließt an Ausländer. An 
Menschen, die vielfach wenig oder 
im Extremfall nichts für unsere Ge-
sellschaft geleistet haben.

Natürlich ist jedes Kind gleich 
viel wert, aber Gerechtigkeit sieht 
wohl dennoch anders aus. Leistung 
muss sich lohnen. Das bezieht sich 
auch auf die Herausforderung und 
Berufung, eine Familie zu gründen 
und dauerhaft zu erhalten.

Familien leben bereits die größ-
te Solidarität mit unserer Gesell-
schaft. Sie auch noch zur Soli-
darität mit dem Rest der Welt zu 
verpflichten, ist geradezu zynisch. 
Doch genau das scheint der Kurs 
der Bundesregierung zu sein.

Wir Freiheitliche wollen Fami-
lienleistungen für unsere Familien 
ausbauen und für die Zukunft si-
chern. Soziale Politik beginnt im 
eigenen Land.

Wohin fließt unser 
Kindergeld?

Noch dramatischer sind die Um-
wälzungen durch die schrankenlo-
se Zuwanderung beim Kindergeld-
bezug. Von den insgesamt 206.548 
Beziehern des Vorjahres waren 
71.308 – also rund ein Drittel – 
keine Österreicher sondern Ein-
wanderer (auch aus EU-Staaten), 
Asylberechtigte sowie subsidiär 
Schutzberechtigte mit einem be-
fristeten Aufenthaltstitel. 

Und auch hier nimmt das rot-grü-
ne Wien wieder eine herausragen-
de Stellung ein: Mehr als die Hälf-
te des 2015 in Wien ausbezahlten 
Kindergeldes ging im vergangenen 
Jahr an Nicht-Österreicher. Von 
den insgesamt 177,3 Millionen 
Euro flossen 53 Prozent – fast 94 
Millionen Euro – an Personen aus-
ländischer Herkunft. Für die Grü-
nen, die in Wien eifrig mitregieren 
dürfen, kein Grund zur Änderung 
der Zuwanderungsbedingungen. 
Im Gegenteil: „Eine Einschrän-
kung der Zuwanderung hauptsäch-
lich auf Hochqualifizierte ist un-
sinnig. Hochqualifizierte machen 
nur einen geringen Prozentsatz der 
staatlichen Zuwanderung aus.“ 

Stimmt, nur das schlägt sich dann 
halt bei den Sozialausgaben nieder. 
Hauptsache „Wien wächst!“ – und 
der Schuldenberg mit.

POLITIK
ANALYSIERT
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Anneliese Kitzmüller
FPÖ-Familiensprecherin

Die „Willkommenspolitik“ von Rot-Schwarz auf Bundes- und Rot-Grün auf Wiener Landesebene beschert den Österreichern einen Einwanderungsboom in den Sozialstaat.
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In der Bundeshauptstadt kulminieren die Folgen der unkontrollierten 
Zuwanderungs- und „Willkommenspolitik“ in der Mindestsicherung.
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Norbert Nemeth
Klubdirektor der FPÖ

HOHES
HAUS
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KULTURPOLITIK VERKEHRSPOLITIK

Als „Handbuch künstlerischer Möglichkeiten“, 
das zur intensiven Auseinandersetzung mit Kunst 
und Kultur einlädt, möchte Kulturminister Thomas 
Drozda den neuen Kunst- und Kulturbericht 2015 
verstanden wissen. Erstmalig wurde detailliert die 
Verwendung öffentlicher Mittel für Kunst und Kul-
tur präsentiert. Insgesamt wurden 2015 vom Bund 
Fördermittel in der Höhe von 410,29 Millionen 
Euro vergeben, um 15 Millionen weniger als 2014.

Kunst- und Kulturbericht 2015
Im Bahn-Personenverkehr wur-

den laut dem Jahresbericht der 
Schienen Control GmbH im Vor-
jahr 282 Millionen Reisende be-
fördert, ein Zuwachs von rund vier 
Millionen gegenüber 2014. Die 
ÖBB-Personenverkehr verzeichne-
te um 1,2 Prozent mehr Reisende, 
die Privatbahnen 2,8 Prozent. 

Mehr Bahnreisen

Die vom Verfassungsgerichts-
hof angeordnete Wiederholung der 
Stichwahl um das Amt des Bundes-
präsidenten ist auch in der Som-
merpause das bestimmende The-
ma. Wird der verpuffte Kern-Effekt 
Hofer die Wahl gewinnen lassen? 
Haben die Terrorakte von Nizza bis 
Bayern die Stimmung für die FPÖ 
weiter befeuert?

Aufgefallen ist, dass die Regie-
rungsparteien sich mehr oder we-
niger hinter Van der Bellen stel-
len. Von der SPÖ hat man nichts 
anderes erwartet. Aber auch von 
der ÖVP kommen Signale in 
diese Richtung über ein Bündnis 
von schwarzen Bürgermeistern, 
bei dem auch die (gescheiter-
te) Ex-Innenminsterin Johanna 
Mikl-Leitner mit von der Partie 
sein soll. 

Will die ÖVP so ein weiteres 
Erstarken der FPÖ um jeden Preis 
verhindern? Eine Wahlanalyse 
der steirischen FH Joanneum or-
tet eine treue FPÖ-Wählerschaft, 
aber für die Volkspartei kaum 
noch Entwicklungspotenzial. 
„Legt man über diesen Befund 
einer blauen Verfestigung in der 
Wählerlandschaft jene in der Pu-
blikation von Experten des So-
zialwissenschaftlichen Institutes 
Sora analysierten Wählerströme 
darüber, scheint sich in erster 
Linie für die ÖVP eine durchaus 
dramatische Zukunft abzuzeich-
nen“ berichtete „Der Standard“ . 

Warum ausgerechnet ein grü-
ner Bundespräsident an dieser 
Prognose zugunsten der ÖVP 
etwas verändern soll, ist schlei-
erhaft. Die Österreicher wollen 
selbst entscheiden, mit wem sie 
unter welchen Spielregeln zu-
sammenleben. Wer das beherzigt, 
wird beim Wähler punkten.

ÖVP ohne Potenzial
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Rot-Schwarz macht die 
Österreicher immer ärmer 
Bruttostundenlöhne sind seit 2010 um 1,1 Prozent gesunken

Jährlich verdienen die 2,4 Millio-
nen in der Wirtschaft tätigen Öster-
reicher real um 0,3 Prozent weniger 
als im Jahr davor. Das hat nun die 
Statistik Austria bestätigt. Laut de-
ren jüngster Aussendung verdien-
ten unselbständig Beschäftigte in 
der Privatwirtschaft 2014 im Mit-
tel 13,87 Euro brutto pro Stunde. 
Im Vergleich zu 2010 stieg dieser 
Bruttostundenlohn nominal um 8,5 
Prozent. Jedoch nach Abzug der 
Inflation bedeutete dies einen Ein-
kommensverlust von 1,1 Prozent 
oder minus 0,3 Prozent pro Jahr.

Faulste Regierung in der EU
Für den FPÖ-Budgetsprecher 

Hubert Fuchs ist das keine Über-
raschung: „Die EU-Kommission 
hat festgestellt, dass kein EU-Land 

Die Statistik Austria bestätigte 
letzte Woche die Kritik der 

FPÖ an der Koalition: Euro- und 
Wirtschaftskrise haben die Brut-
toeinkommen der Österreicher 
gedrückt.
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Österreichs Arbeitnehmer verdienen real immer weniger.

seit der Euro-Krise 2008 weniger 
Reformen umgesetzt hat als Öster-
reich. So lange SPÖ und ÖVP so 
weiterwursteln, werden die Ein-
kommensverluste steigen!“
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„Die Gesundheitspolitik ist kei-
ne Spielwiese für ideologische 
Scheuklappenpolitik, die Patien-
ten sind keine Versuchskaninchen 

für ideologische Laborversuche!“ 
– Mit diesen Worten reagierte 
FPÖ-Gesundheitssprecherin Dag-
mar Belakowitsch-Jenewein auf 
die Forderung des obersten Pati-
entenanwaltes Gerald Bachinger 
und des SPÖ-Gesundheitsspre-
chers Erwin Spindelberger, das 
Wahlarzt-System abzuschaffen.

Konsultiert ein Patient einen Arzt 
privat, dann kann er sich einen Teil 
des Honorars von der Krankenkas-
se zurückholen. Das ist den Genos-
sen ein Dorn im Auge. Als „Staats-
sozialismus im Gesundheitswesen“ 
kritisierte Belakowitsch-Jenewein 
diesen Vorstoß.

Die Sicherstellung der Gesund-
heitsversorgung im Sinne der Pa-
tienten könne aber nur durch eine 
Stärkung des Hausarztsystems und 
damit des freiberuflichen Berufs-
bildes der Mediziner gewährleis-
tet werden, betonte die FPÖ-Ge-
sundheitssprecherin. „Statt zum 
Hausarzt des Vertrauens, der seine 
Patienten oft seit Jahren kennt, 
würden die Patienten in roten ,Pri-
mary Health Care Zentren‘ von 
dem Arzt behandelt, der gerade 
Zeit hat. Wir sind ja nicht an der 
Supermarkt-Kasse, wo es wurscht 
ist, wer kassiert“, erklärte Belako-
witsch-Jenewein. 

FPÖ verteidigt Wahlarzt-System
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Im Kaunertal wanderte Alexander Van der Bellen nur in Begleitung 
seines grünen Wahlkampfteams in den Stichwahlkampf. Mit der nun-

mehrigen Bekanntgabe der SPÖ, seinen Wahlkampf mit Überlassung von 
Dreiecksständern zu unterstützen, ist er offizell rot-grüner Kandidat.

Die SPÖ wird den offizell „unab-
hängigen“ Bundespräsidentschafts-
kandidaten Alexander Van der Bel-
len im Wahlkampf unterstützen. 
„Viele unserer Funktionäre sind be-
reit, für ihn zu laufen. Dann wird es 
Plakatständer und ähnliches geben, 
aber keine unmittelbaren finan-
ziellen Zuwendungen“, hatte be-
reits SPÖ-Kanzler Christian Kern 
die Präferenz der SPÖ-Parteispitze 
vorgegeben. 

Nun bestätigte die SPÖ-Bundes-
geschäftsstelle diese Ansage offizi-
ell: Man werde Van der Bellen „or-
ganisatorisch und tatkräftig“, also 
mit „Manpower“, aber nicht finan-
ziell helfen. Wahlkämpfer würden 
die Landesparteien in Niederöster-
reich, Kärnten, Tirol und Oberös-
terreich stellen. In Wien werde man 

wie schon vor der ersten Stich-
wahl im Mai erneut Plakatflächen 
– sogenannte Dreiecksständer – zur 
Verfügung stellen.

Rot-grüne Solidarität
„Alexander Van der Bellen ist 

jetzt offiziell der rot-grüne Präsi-
dentschaftskandidat und hat seine 
eigenen Aussagen von wegen Un-
abhängigkeit einmal mehr öffent-
lich ad absurdum geführt“, kom-
mentierte FPÖ-Generalsekretär 
Herbert Kickl die Aussagen der 
SPÖ-Vertreter. Es sei auch schon 
bisher so gewesen, dass der Groß-
teil der Wahlkampfkosten von den 
Grünen und nicht aus Einzelspen-
den von Bürgern finanziert worden 
sei, erklärte Kickl. Aber Sachspen-
den seien gemäß den gesetzli-

chen Bestimmungen, genauso wie 
Geldspenden, auszuweisen. Nur 
habe Van der Bellen für den Mai 
2016 exakt nur 1.900 Euro angege-
ben, obwohl die SPÖ schon damals 
hunderte Dreiecksständer den Grü-
nen überlassen habe. „Jetzt erwarte 

Nicht unabhängig, sondern offiziell Rot-Grün
FPÖ zweifelt an Transparenzangaben Van der Bellens nach offizieller SPÖ-„Sachspende“

Wiener Plakatflächen als rote Wahlspende an Van der Bellen.

ich mir aber eine detaillierte Auflis-
tung des finanziellen Gegenwerts 
der überlassenen Werbeflächen so-
wie des Gegenwerts der Arbeits-
zeit der SPÖ-Funktionäre“, erklärte 
Kickl in Richtung der „grünen Fair-
ness-Mahner“.
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FPÖ lehnt Glawischnigs 
„Asyl für Türken“ ab

BMI hat kein Interesse
an Zwangsheiraten 

Mit blankem Entsetzen reagier-
te der freiheitliche Bundespräsi-
dentschaftskandidat Norbert Hofer 
(Bild) auf die Aufforderung von 
Grünen-Chefin Eva Glawischnig, 
den nun von Staatschef Erdogan 
politisch Verfolgten aus der Türkei 
in Österreich Asyl zu gewähren.

„Nachdem in den vergangenen 
Jahren mit tatkräftiger Unterstüt-
zung der Grünen -zigtausende Tür-
ken nach Österreich geholt wurden  
– die meisten davon Erdogan-An-
hänger –, wollen die Grünen jetzt 
auch die Erdogan-Gegner nach Ös-
terreich holen. Damit hätten die 
Grünen dann den innertürkischen 
Konflikt nach Österreich impor-
tiert“, wunderte sich Hofer über 
„das fehlende Überdenken der 
Konsequenzen“ durch die Vorsit-
zende der Grünen.

Wie Österreich dann in etwa 
aussehen würde, habe man bereits 
erfahren müssen, als bei „Pro-Er-
dogan-Demos“ in Wien kurdische 
Restaurants zerlegt und eine ver-
meintlich kurdische Feier gestürmt 
worden sei, zeigte Hofer die „ganze 

„ÖVP-Innenminister Wolf-
gang Sobotka nimmt das Thema 
Zwangsheiraten und Kinderbräute 
anscheinend auf die leichte Schul-
ter.“ – Diese Schlussfolgerung zog 
FPÖ-Frauensprecherin Carmen 
Schimanek (Bild) aus der (Nicht-)
Beantwortung ihrer parlamentari-
schen Anfrage durch den Minister.

Sie wollte nämlich wissen, wie 
in Österreich mit dem Thema 
Zwangshochzeiten umgegangen 
wird. „In Deutschland und anderen 
europäischen Ländern hat sich die-
ses Problem mit der anhaltenden 
Einwanderungskrise verschärft und 
ist auch öffentlich diskutiert wor-
den. Auch die SOS-Kinderdörfer 
beklagen die drastisch angestiege-
ne Anzahl an zwangsverheirateten 
Mädchen in Asylwerberunterkünf-
ten“, erläuterte Schimanek.

Aber die Anfragebeantwortung 
Sobotkas offenbarte klare Defizite 
im Umgang der Bundesregierung 
mit diesem ernsten Thema: Laut 
Innenminister werden Kinderehen 
in Österreich zwar staatlich nicht 
anerkannt, was an sich löblich ist, 

Absurdität der grünen Türkei-Poli-
tik“ auf.

Abgesehen davon bestehe keine 
Veranlassung, überhaupt irgend-
welchen Türken bei uns Asyl zu 
gewähren, betonte Hofer. Er erin-
nerte die „glühende EU-Anhänge-
rin Glawischnig“ daran, dass das 
sogenannte Assoziierungsabkom-
men der EU mit der Türkei türki-
schen Staatsbürgern ohnehin weit-
gehende Rechte einräume, die sie 
quasi mit EU-Bürgern gleichstelle. 
Angesichts der aktuellen Entwick-
lungen in der Türkei sei dieses As-
soziierungsabkommen, ebenso wie 
die Verleihung von Staatsbürger-
schaften an Türken, aussetzen.

aber darüber hinaus scheint die Re-
gierung das Thema überhaupt nicht 
zu interessieren. Es gibt nämlich 
weder Statistiken zu minderjäh-
rigen Ehebräuten, ja nicht einmal 
dazu, wie viele alleinreisende min-
derjährige Mädchen in Österreich 
2016 bisher aufgegriffen wurden, 
bemerkte Schimanek.

„In Österreich werden Kinder-
bräute und Zwangsehen, wie so 
vieles, offensichtlich ignoriert, und 
es wird wieder einmal eine hei-
le Welt vorgegaukelt. Zum Woh-
le dieser Mädchen erwarte ich 
mir einen ernsthaften Umgang 
mit diesem Thema“, kritisierte die 
FPÖ-Frauensprecherin.
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Norbert Hofer kritisiert Grüne. Schimanek rügt Desinteresse.
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Die Abhängigkeit der Genossen vom 
Wohlwollen des Türkenpremiers
Die Sozialdemokraten treibt die Angst um das Flüchtlingsabkommen und ihre Wählerschaft 

Europas Sozialisten wollen auf keinen Fall die Beitrittsverhandlun-
gen mit der Türkei aussetzen. Österreichs Bundeskanzler Christi-

an Kern wird wegen des FPÖ-Erfolgs eine innenpolitische Ausnahme 
zugestanden. Denn die Sozialisten brauchen das Flüchtlingsabkom-
men mit Ankara und die türkischstämmigen Wähler in der EU.

„In der Lage, in der wir jetzt 
sind, müssen wir jeden Gesprächs-
kanal zur Türkei suchen“, sagte der 
SPD-Vorsitzende am Sonntag im 
ARD-„Sommerinterview“ in Ber-
lin. Mit „der Lage“ meinte Gabriel 
in erster Linie das für Deutschland 
so wichtige Flüchtlingsabkommen 
mit der Türkei sowie die für die 
SPD so wichtige türkisch-stämmi-
ge Wählerschaft.

Erdoğan verhöhnt die EU
Während Gabriel das am Sonn-

tagabend von sich gab, ließ sich in 
Istanbul der türkische Staatschef 
Recep Tayyip Erdogan von einem 
Millionen-Publikum feiern. Auf die 
Sprechchöre seiner AKP-Anhän-
ger „Wir wollen Exekutionen!“ er-
widerte Erdogan: „Was will mein 
Volk? Die Todesstrafe! Das Parla-
ment ist verpflichtet, sich damit zu 
befassen. Es darf die Stimme des 
Volks nicht ignorieren. Und das Eu-
ropäische Parlament? Die EU? Sie 
sollen sich um ihre eigenen Angele-
genheiten kümmern.“

Heftig attackierte Erdogan auch 
Deutschland. „Wo ist die Demokra-

tie?“, fragte er, weil ihm eine An-
sprache auf der türkischen Kund-
gebung in Köln vergangene Woche 
untersagt worden war. Wegen der 
vielen in Deutschland aufhältigen 
Sympathisanten der kurdischen Ar-
beiterpartei PKK warf er Berlin vor, 
Terroristen zu unterstützen. „Sollen 
sie die Terroristen nur ernähren, wie 
ein Bumerang wird es sie treffen“, 

SPÖ-Kanzler Christian Kern und SPD-Vizekanzler Sigmar Gabriel (v.l.) brau-
chen auch wegen der türkischstämmigen Wähler Erdogans Wohlwollen.

Der türkische Premier Recep Tayyip Erdogan – hier auf einer Parteiveranstaltung 2013 – weiß um seine Macht gegenüber der Europäischen Union und 
spielt diese offen aus, sowohl in der Flüchtlingsfrage als auch bei den „Wahlempfehlungen“ für die Auslandstürken in der EU.
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Südafrikaner rechnen mit 
korruptem ANC-System ab

Die südafrikanische Regierungs-
partei African National Congress 
(ANC) hat bei der Kommunal-
wahl vergangene Woche ihre größ-
te Niederlage seit dem Ende des 
Apartheid-Systems 1994 erlitten. 
Sie konnte landesweit nur noch 54 
Prozent der Stimmen erreichen.

Die Oppostionspartei Demokra-
tische Allianz (DA) konnte erstmals 
außerhalb ihrer Hochburg Kap-
stadt deutlich an Boden gewinnen. 
So wurde sie in mindestens drei 
der sechs größten Gemeinden des 
Landes stärkste Kraft und gewann 
sogar erstmals zwei größere Ge-
meinden mit vorwiegend schwar-
zer Bevölkerung, darunter die nach 
dem legendären ANC-Führer be-
nannte „Nelson Mandela Bay“. In 
der Region Tshwane, die Pretoria 
umfasst, bekam die DA ebenfalls 
die meisten Stimmen, aber keine 
Mandatsmehrheit.

Ausschlaggebend für diese her-
be Niederlage waren die sich stetig 
verschlechternde Wirtschaftslage 
mit dem einhergehenden Anstieg 

der Arbeitslosigkeit sowie die Kor-
ruptionsskandale bis hinauf in die 
Chefetage mit Staatspräsident Ja-
cob Zuma. Der war zuletzt wegen 
eines millionenschweren Umbaus 
seiner Privatresidenz auf Steuer-
zahlerkosten zur Rückzahlung von 
500.000 Euro verurteilt worden.

„Viel zu lange hat der ANC Süd-
afrika mit absoluter Straffreiheit re-
gieren können“, erklärte DA-Chef. 
Mmusi Maimane. Er hat nun die 
Präsidentenwahl 2019 im Blick: 
„Der Wahlkampf beginnt jetzt!“

Wahlsieger Mmusi Maimane.

Die FPÖ-Linie war immer klar 
und eindeutig: Kein EU-Beitritt 
der Türkei, folglich auch kei-
ne Beitrittsverhandlungen. Wie 
richtig das war, zeigt sich mit 
jedem Tag, an dem Erdogan sei-
ne islamische Präsidialdiktatur 
weiter ausbaut. Dieser Erkennt-
nis haben sich mittlerweile zahl-
reiche Politiker wie etwa Aus- 
senminister Sebastian Kurz oder 
Bundeskanzler Christian Kern 
spät, aber doch angeschlossen. 

Ein absurdes Detail dieser oh-
nehin skurrilen Beitrittsverhand-
lungen blieb bisher weitgehend 
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FÜR ÖSTERREICH IM EU-PARLAMENT

Keine EU-Milliarden 
an Erdogan-Regime

unbeachtet: Das Erdogan-Regi-
me erhält von der EU Milliarden 
an sogenannten „Vorbeitrittshil-
fen“. Zwischen 2007 und 2013 
waren das 4,8 Milliarden Euro, 
im aktuellen Budgetplan (2014 
bis 2020) sind weitere 4,5 Milli-
arden vorgesehen. Wohlgemerkt: 
Die Milliarden gehen an ein is-
lamisches Regime, das Zehntau-
sende in Gefängnisse wirft, ge-
gen die Kurden im eigenen Land 
Krieg führt und ganz gezielt die 
türkischen Migranten benutzt, 
um auf den Straßen von EU-Län-
dern die Politik von Erdogans 
Partei AKP einzufordern. 

Die EU-Kommission unter 
Jean-Claude Juncker stellte dazu 
nur lapidar fest: „Die Kommis-
sion hat keinerlei Entscheidung 
getroffen, um die Vorbeitrittshil-
fen an die Türkei als Reaktion 
auf die aktuellen Entwicklungen 
auszusetzen.“ – Eine moralische 
Bankrotterklärung. Für die FPÖ 
ist klar: Kein EU-Geld mehr 
an die Türkei und Stopp der 
Beitrittsverhandlungen!

Harald Vilimsky
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KURZ UND BÜNDIG

In der Schweiz sind in den ersten sieben 
Monaten dieses Jahres bereits 119 Meldun-
gen von im Land geschlossenen Zwangse-
hen mit Minderjährigen bei der Fachstelle 
Zwangsheirat eingegangen. Von diesen Ehen 
wurden 26 mit Mädchen abgeschlossen, die 
noch unter 16 Jahre alt sind. Die meisten 
Betroffenen stammen ursprünglich aus dem 
Irak, Syrien, Eritrea, Afghanistan und Soma-
lia. Besonders erschreckend ist die Statistik 
bei den Zwangsheiraten mit unter 16-jähri-
gen. Während heuer bereits 26 derartige Fälle gemeldet wurden, gab es in 
zwischen 2005 und 2015 insgesamt nur fünf Meldungen.

Die Union der islamischen Gemeinden und 
Organisationen in Italien (UCOII) hat mit ei-
ner Forderung für einen Aufschrei gesorgt: 
Italien solle die Polygamie für Muslime le-
galisieren. Vorausgegangen war dem die Le-
galisierung homosexueller Partnerschaften in 
Italien. „Wenn es hier um Zivilrechte geht, 
dann ist Polygamie ein Zivilrecht. Musli-
me sind mit homosexuellen Lebenspartner-
schaften nicht einverstanden, und trotzdem 
müssen sie ein System akzeptieren, das sie 
erlaubt“, erklärte UCOII-Gründer Hamza 

Piccardo. Es bestehe daher keinerlei Grund, warum Italien Mehrfachehen 
von Personen, die damit einverstanden seien, nicht akzeptieren solle.

Polygamie für Italiens Muslime

Mehr Kinderbräute
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Die Abhängigkeit der Genossen vom 
Wohlwollen des Türkenpremiers
Die Sozialdemokraten treibt die Angst um das Flüchtlingsabkommen und ihre Wählerschaft 

tönte der Präsident. Zuvor hatte ein 
Abgeordneter der AKP und Berater 
des Staatschefs, Burhan Kuzu, über 
Twitter die Forderung des österrei-
chischen Bundeskanzlers Christi-
an Kern nach einer Suspendierung 
der EU-Beitrittsgespräche und der 
NATO-Mitgliedschaft der Türkei 
schroff zurückgewiesen: „Verpiss 
dich, Ungläubiger! Die EU sinkt 
schon, und die NATO ist auch 
nichts ohne die Türkei.“

Unter Europas Sozialisten ver-
tritt Kern allerdings eine Außensei-
terposition. Der deutsche Außen-
minister Frank-Walter Steinmeier 

SPÖ-Kanzler Christian Kern und SPD-Vizekanzler Sigmar Gabriel (v.l.) brau-
chen auch wegen der türkischstämmigen Wähler Erdogans Wohlwollen.

Der türkische Premier Recep Tayyip Erdogan – hier auf einer Parteiveranstaltung 2013 – weiß um seine Macht gegenüber der Europäischen Union und 
spielt diese offen aus, sowohl in der Flüchtlingsfrage als auch bei den „Wahlempfehlungen“ für die Auslandstürken in der EU.
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und sein luxemburgischer Kollege 
Jean Asselborn reagierten prompt 
und forderten mehr Zurückhaltung 
ein. Denn Deutschland und die EU 
brauchen Erdogan, um das Flücht-
lingsabkommen am Leben zu er-
halten. Nichts fürchten beide mehr 
als einen weiteren Flüchtlingszu-
strom aus der Türkei wie im Herbst 
2015. Diesen hatte Ankara nicht 
nur zugelassen, sondern auch ge-
fördert, um die Situation im eige-
nen Land zu entlasten und die EU 
unter Druck zu setzen.

Türken wählen linke Parteien
Neben dem Flüchtlingsabkom-

men geht es auch um die Stim-
men der türkischen Einwanderer. 
Bei der Einführung der Doppel-
staatsbürgerschaft war die SPD die 
treibende Kraft. An die 500.000 
Türken in Deutschland wurde die 
Möglichkeit geboten, zugleich ei-
nen deutschen und einen türkischen 
Reisepass zu besitzen – und damit 
auch in beiden Ländern ihre politi-
schen Vertreter wählen zu können. 
Laut einer Untersuchung des Mei-
nungsforschungsinstitut „Data4U“ 
stimmten bei der Bundestags-
wahl 2013 bereits 64 Prozent der 
Deutschtürken für die SPD, jeweils 
zwölf Prozent für Grüne und Lin-
ke, nur sieben Prozent für Kanzle-
rin Angela Merkels CDU.
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Hollands Regierung und 
die Volksentscheide

Vier Monate sind vergangen, 
seit sich am 6. April mehr als 60 
Prozent der Niederländer in einer 
Volksabstimmung gegen die Ratifi-
zierung des EU-Assoziierungsver-
trags mit der Ukraine ausgespro-
chen haben. Obwohl die Regierung 
von Ministerpräsident Mark Rutte 
(Bild) betont hatte, den Bürgerent-
scheid umzusetzen, bleibt unklar, 
wie das geschehen soll. Für Re-
ferendumsinitator Thierry Baudet 
steht fest: „Rutte muss klarmachen, 
ob er das Referendum respektiert 
oder nicht. Man kann einen Vertrag 
nicht halb ratifizieren.“

Doch das strebt die Regierung 
an, um nicht einen Vertrag ganz zu 
Fall zu bringen, den die 27 anderen 
EU-Staaten bereits ratifiziert ha-
ben. Im Juni erklärte Rutte in Brüs-
sel, dass sein Land auf eine „juris-
tisch verbindliche Entscheidung“ 
bestehe, doch ließ er offen, was das 
genau bedeuten soll.

Und es braut sich in den Nie-
derlanden bereits die Stimmung 
für eine nächste Volksabstimmung 

zusammen. Seit dem Entscheid 
der EU-Kommission, das Freihan-
delsabkommen CETA mit Kanada 
den nationalen Parlamenten doch 
zur Ratifizierung vorzulegen, sind 
mit CETA und dem noch viel um-
fangreicheren und umstritteneren 
EU-USA-Freihandelsvertrag TTIP 
die nächsten Referendumsvorlagen 
erkennbar. Und wie schon beim er-
folgreichen Bürgerentscheid vom 
April haben sich auch dafür bereits 
wieder Koalitionen von rechts bis 
links der Mitte gesammelt.

Premier Rutte in der Zwickmühle.



10 Neue Freie Zeitung

Danke, Marlene! 
Bisher hatte sich niemand aus 

der Salzburger Parteileitung son-
derlich um uns Mitglieder ge-
kümmert. Doch jetzt kam Marle-
ne Svazek zu uns nach Eugendorf 
und sprach begeisternd eineinhalb 
Stunden zu uns. Sie trägt dazu bei, 
dass wir wieder ermutigt freiheitli-
che Politik unters Volk bringen.

Hermann Martinz, Eugendorf

Psyche oder Islam?
Wenn einer im belgischen Char-

leroi „Allahu Akbar“ ruft, dann 
geht das Rätselraten los. Ist die-
ser Mann, der zwei Polizistinnen 
köpfen wollte, ein Islamist? Bevor 
der IS den Mann nicht in einem Be-
kennerschreiben als Gotteskrieger 
beansprucht, sind die Behörden 
nicht sicher. Wahrscheinlich ist es 
eh wieder „nur“ ein psychisch ge-
störter Moslem, aber seine Tat hat 
nichts mit dem Islam zu tun.

Maria Klingler, Kirchdorf/Tirol

Leserbriefe

TERMINE LESER AM WORT
„Unabhängiger Kandidat“

Auch wenn Alexander Van der 
Bellen sich als unabhängiger Kan-
didat darstellt, so ist bei all seinen 
Handlungen klar, dass Frau Gla-
wischnig seine „politische Che-
fin“ ist, nach deren Pfeife der Herr 
Professor zu tanzen hat. Wenn er 
vor der Wahl etwas anderes be-
hauptet, so wäre das nicht die erste 
„Wahllüge“, die uns von Politikern 
erzählt wurde. Vom EU-Beitritt bis 
zur „Mitbestimmung des Volkes“ 
in wichtigen Dingen“ wurde das 
Volk vor den Wahlen belogen – und 
nach den Wahlen waren alle Ver-
sprechen vergessen. Warum sollte 
es diesmal anders sein, wo doch 
die EU-Hörigkeit von Herrn Van 
der Bellen kein Geheimnis ist.

Stephan Pestitschek, Strasshof

Vorbild Tschechien
Tschechiens Regierungschef Bo-

huslav Sobotka sorgt mit seinem 
Plan, bis Oktober nur 80 Migran-
ten aus Syrien nach eingehender 
Sicherheitsüberprüfung aufzuneh- Leserbriefe: redaktion.nfz@fpoe.at

men, für Ärger. Präsident Milos 
Zeman will einen kompletten Auf-
nahmestopp und sorgt damit für 
Wirbel. Und Tschechien ist sogar 
bereit, dafür EU-Sanktionen in 
Kauf zu nehmen. Wer also verant-
wortungsvoll mit seinem Land und 
seinen Bürgern umgeht, macht sich 
in der EU von heute Feinde? Wäh-
rend eine verantwortungslose Asyl-
politik á la Merkel den Bürgern im-
mer noch als das Non-Plus-Ultra 
verkauft werden soll?

Christian Stafflinger, Linz

Durchsichtige Aktion 
Die Regierung will jetzt Hass be-

kämpfen – im Netz, wird vorsorg-
lich hinzugefügt. In Anbetracht 
dieser Problematik gibt es nur ein 
Mittel gegen den Hass im Netz – 
die theoretische Maßnahme, Zu-
gang zum Netz nur mit „hassüber-
prüfter“ Lizenz. Da sind wir dann 
bei Orwell – und ich erwähne es 
nur hypothetisch. Ein erstes Um-
denken unserer Vordenker könnte 
sich in einer Erweiterung der so 
geannten Verbotsgesetze zeigen. 
Es wurde von Efgani Dönmez an-
geregt, ihren Tatbestand auch auf 
Islamismus auszuweiten. Darauf 
haben die Vordenker dröhnend ge-
schwiegen. Das lässt mich vermu-
ten, dass der Kampf gegen Hass im 
Netz ein weiterer Vorwand ist, un-
bequeme politische Mitbewerber 
zu diskreditieren.

Jürgen Jauch, Linz
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Norbert Hofer in
St. Andrä/Lavanttal

Hauptversammlung 
Wiener Seniorenring

14

24

AUGUST

AUGUST

Der freiheitliche Bundespräsi-
dentschaftskandidat Norbert Hofer 
besucht am Sonntag, dem 14. Au-
gust 2016, ab 18.00 Uhr des „Ga-
ckern-Fest“ in St. Andrä im Lavant-
tal (Loretowiese, 9433 St. Andrä/
Lavanttal).

Der Wiener Seniorenring (WSR) 
lädt am Mittwoch, dem 24. August 
2016, alle ordentlichen Mitglie-
der zur 20. ordentlichen Haupt-
versammlung im „Lehar-Saal“ des 
Rathauskellers (Rathausplatz 1, 
1010 Wien) ein. Beginn: 15.00 Uhr.

FPÖ-Stammtisch 
auf der Schmelz

Sommergespräch 
mit Johann Gudenus

Sommergespräch 
mit Domink Nepp

17

25

18

AUGUST

AUGUST

AUGUST

Die FPÖ-Rudolfsheim-Fünfhaus 
lädt am Mittwoch, dem 17. August 
2016, zum „Sommerstammtisch“ 
ins Schutzhaus Zukunft auf der 
Schmelz (verlängerte Guntherstra-
ße, 1150 Wien). Beginn: 18.00 Uhr.

Die FPÖ Donaustadt lädt am 
Donnerstag, dem 25. August 2016, 
zum „Sommergespräch“ im Gast-
haus „Goldener Hirsch“ (Hirsch- 
stettner Straße 83, 1220 Wien) mit 
FPÖ-Vizebürgerneister Johann Gu-
denus. Beginn: 19.00 Uhr.

Donaustädter „Sommergespräch“ 
im Gasthaus „Goldener Hirsch“ 
(Hirschstettner Straße 83, 1220 
Wien) mit Wiens FPÖ-Klubobmann 
Dominik Nepp. Beginn: 19.00 Uhr.

Sommerfest des 
WSR Brigittenau19

AUGUST

Die Brigittenauer Freiheitlichen 
Senioren des WSR laden am Freitag, 
dem 19. August 2016, zu ihrem Som-
merfest im „Cafe Tina“ (Kampstra-
ße 13, 1200 Wien). Musikbeitrag: 5 
Euro. Beginn: 18.00 Uhr.
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Nächster Skandal bei „Wiener Wohnen“
In wien sind -zigtausende Mieter 

berechtigt, die sogenannte Wohn-
beihilfe der MA 50 zu beziehen. Es 
handelt sich dabei vorwiegend um 
sozial schwache Mieter mit gerin-
gem Einkommen sowie Alleiner-
zieher und behinderte Menschen.

Diese staunten nicht schlecht, als 
sie zu Monatsbeginn Erlagscheine 
ihrer Vermieter in den Postkästen 
fanden, die für sie unleistbare Be-
träge für den Monat August einfor-
derten. Zur Erklärung: Die Wohn-
beihilfe wird von der MA 50 direkt 
an die Vermieter überwiesen, diese 
stellt den Mietern dann nur noch 
den Restbetrag nach Abzug der be-
reits ausbezahlten Wohnbeihilfe in 
Rechnung.
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„Wiener Wohnen“ lässt die Miet-
er einmal mehr im Regen stehen.

„Das dürfte für den August so 
richtig schief gegangen sein. Zahl-
reiche Mitglieder des Österreichi-
schen Mieterschutzringes (ÖMR) 
haben angefragt, was sie nun tun 
sollen“, berichtet der Vorstandvor-
sitzende des ÖMR, Alfred Wansch. 
So sollte ein Mieter anstatt wie 
sonst 309 Euro diesmal gar 493,51 
Euro bezahlen.

Besonders empörte ihn die Mau-
er, die „Wiener Wohnen“ und MA 
50 sich zu diesem Fehler gegensei-
tig machen. Wansch rät daher be-
troffenen Mietern, nur die normale 
Miete zu bezahlen und von „Wie-
ner Wohnen“ eine Richtigstellung 
der Mietvorschreibung für den Au-
gust 2016 einzufordern.

Konsequenzen nach
Kindergarten-Skandalen
FPÖ fordert Lösung unter Einbeziehung aller Landtagsparteien

„Das fassungslos machende 
SPÖ-Debakel um die ,Alt Wi-
en‘-Kindergärten schließt nahtlos 
an den roten Förderungsskandal 
bei den islamistischen Kindergär-
ten an. Das zeigt das gesamte Un-
fähigkeitspotential der Wiener Ge-
nossen auf“, empörte sich Wiens 
FPÖ-Landesobmann HC Strache.

Dilettantische SPÖ-Stadträte
Nach Abweisung des von der 

FPÖ eingebrachten Verlangens auf 
einen Sonderausschuss forderte er 
umgehend die Einberufung eines 
„Runden Tisches“ im Interesse der 
2.300 Kinder und ihrer Eltern so-

wie der 300 Beschäftigten. „Wieder 
einmal haben lasche oder fehlen-
de Kontrollen durch die Stadt ein 
hausgemachtes Fiasko auf dem Rü-
cken Unschuldiger verursacht“, er-
klärte HC Strache. Der maßgeblich 
mitverantwortliche Ex-SPÖ-Stadt-
rat und nunmehrige SPÖ-Klub- 
obmann Christian Oxonitsch neh-
me, um sein sattes fünfstelliges Ge-
halt zu retten, nur mehr zu Vorgän-
gen Stellung, die nicht länger als 

Nach den Islamkindergärten 
jetzt das Aus für den Betrei-

berverein „Alt Wien“. Im Herbst 
stehen somit 2.300 Kinder und 
ihre Eltern ohne Kindergarten-
platz sowie 300 Beschäftigten 
ohne Job da. Die FPÖ fordert eine 
rasche Lösung – im Interesse aller.

Der Protest zum Erhalt der Alt-Wien-Kindergärten ließ die SPÖ kalt.

48 Stunden zurückliegen würden, 
kritisierte der FPÖ-Landespartei-
obmann.

„Ich fordere daher SPÖ-Bürger-
meister Michael Häupl auf, sofort 
einen ,Runden Tisch‘ zu diesem 
Thema einzuberufen. Eine rasche  
Lösung für die betroffenen Kinder 
und Eltern muss angesichts dieses 
dilettantischen SPÖ-Personals so-
fort zur Chefsache erklärt werden“, 
apellierte HC Strache an Häupl.
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Erinnern Sie sich? Als die Frau 
Trump vor ein paar Wochen eine 
Rede für ihren seltsamen Mann 
hielt, haben sich alle Fernsehsta-
tionen und Zeitungen vor Spott 
überschlagen. Weil die Dame 
nämlich fast wörtlich den Text 
der Frau Obama nachgeplappert 
hat, den diese zum Amtsantritt ih-
res Gemahls gehalten hat.

Na, und so zirka vor einem Jahr 
hat’s ein Fest der FPÖ im gro-
ßen Hof des Rathauses gegeben, 
und HC Strache hat unter ande-
rem über die unsägliche Will-
kommenspolitik der Regierung 
gesprochen. Flüchtlinge haben 
damals unkontrolliert unser Land 
überschwemmt, und was er darü-
ber so gesagt hat – na mehr hat er 
nicht gebraucht.

Am nächsten Tag waren die 
Zeitungen voll mit Entsetzensru-
fen über die bösen Bemerkungen 
des Leibhaftigen in den heiligen 
Mauern der Häupl-Residenz.

Und jetzt? Keiner macht sich 
lustig über die Herren Kern, 
Kurz & Co. Die plappern näm-
lich, welch seltsame Gleichheit 
der Fälle, den vor einem Jahr so 
verdammten Text des HC Strache 
beinahe Wort für Wort nach.

Es erinnert mich an die Van-
der-Bellen-Werbung mit der 
„Heimat“ und all den anderen 
nachempfundenen Hofer-Sagern. 

Aber Sie kennen ja das alte 
Sprichwort: Oft kopiert, nie er-
reicht.

Kopien

WIENER SPAZIERGÄNGE

von Hannes Wolff
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Unter der Leitung 
des geschäftsfüh-
renden FPÖ-Be-
zirksobmannes Her-
bert Adelmann fand 
Anfang August 
im Gasthaus 
Marth im bur-
genländischen 
Stadtschlaining die Sitzung zur 
Ortsgruppengründung Stadtsch-
laining-Weiden bei Rechnitz statt. 
Mit 100 Prozent der Stimmen wur-
de Benjamin Walka zum Ortspar-
teiobmann gewählt.

Unter dem Motto „Mit Sicherheit 
für Wels“ ziehen die Welser Einsatz- 
organisationen und die politischen 
Entscheidungsträger gemeinsam 
für die Welser Bevölkerung an 
einem Strang. „In regelmäßigen 
Gesprächen mit der Polizei, dem 
Roten Kreuz und der Freiwilligen 
Feuerwehr Wels werden relevante 
Themen besprochen und notwendi-
ge Entscheidungen getroffen“, er-
klärte FPÖ-Bürgermeister Andreas 
Rabl. So wurde zwischen der Stadt 
und dem Stadtpolizeikommando 
eine verstärkte Zusammenarbeit im 
Sicherheitsbereich vereinbart. 

Sicherheit für Wels

VORARLBERG

BURGENLAND

Neue FPÖ-Ortsgruppe

Als Reaktion auf die jüngste 
Pressekonferenz der Grünen ver-
teidigte der Landesparteiobmann 
der Vorarlberger FPÖ, Reinhard 
E. Bösch, die Bemühungen frei-
heitlicher Medien, im Rahmen der 
Berichterstattung zu Vorfällen mit 
Ausländern die Wahrheit darzu-
stellen. „Dies ist umso mehr not-
wendig, als in diesem Bereich von 
Systemmedien und Regierungsstel-
len nachweislich die Wahrheit ver-
schwiegen wird“, erklärte Bösch. 
Anstatt sich endlich einmal um die 
wahren Probleme der Menschen in 
unserem Land zu kümmern, würden 
sich die Grünen lieber mit Hetze 
gegen den politischen Mitbewerber 
im Internet beschäftigen, betont der 
FPÖ-Landesparteiobmann. Bösch 
vermutet als eigentliches Motiv 
hinter den Grünen Angriffen den 
anhaltenden Erfolg der Freiheitli-
chen in den Sozialen Medien.

Grüne gegen FPÖ

„Hofübergabe“ des Sicherheits- 
und Sportressorts in Wiener Neu-
stadt. Weil Markus Dock-Schned-
litz in den Generalstabslehrgang 
aufgenommen wurde, übernimmt 
mit September 2016 der FPÖ-Land-
tagsabgeordnete Udo Landbauer 
dessen Funktion.

„Ich freue mich auf diese neue 
Herausforderung als Sicherheits- 
und Sportstadtrat!“, sagt Landbau-
er. Im Bereich der Sicherheit wolle 
er den eingeschlagenen FPÖ-Er-
folgsweg in der Bezirksmetropole 
weiterführen, und beim Jugend- 
und Breitensport will ich unsere 
Stadt zur ,Nummer 1‘ machen!“

Udo Landbauer

NIEDERÖSTERREICH

Hofübergabe in 
Wiener Neustadt

Benjamin Walka

OBERÖSTERREICH

KÄRNTEN
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Die Weisung der Oberstaats-
anwaltschaft Wien, in der 

SPÖ-Causa „Top Team“ keine 
Anklage zu erheben, sondern 
weiter zu ermitteln, stößt auf hef-
tige Kritik der Freiheitlichen.

Für den Kärntner FPÖ-Landes-
parteisekretär Ewald Mödritscher 
zeichnet sich damit ein desaströses 
Bild der Justiz rund um eine mög-
liche Anklage gegen SPÖ-Landes-
hauptmann Peter Kaiser ab, der in 
die Bevorzugung einer SPÖ-nahen 
Werbeagentur durch SPÖ-Landes-
regierungsmitglieder verwickelt 
sein soll.

Fragwürdiger Mehrwert
„In der ,Causa Top Team‘ hat 

man zu Recht das Gefühl, dass 
die Justiz in Österreich mit zwei-
erlei Maß misst. Ähnlich wie in 
der Inseratenaffäre des ehemali-
gen SPÖ-Bundeskanzlers Wer-
ner Faymann sollen nun in diesem 

Fall Wahlwerbegeschenke der SPÖ 
Kärnten einen Mehrwert für das 
Land Kärnten darstellen und so-
mit der Ankauf mit Steuergeld ge-
rechtfertigt sein“, wunderte sich 
der FPÖ-Landesparteisekretär zur 
fragwürdigen Weisung der Ober-

staatsanwaltschaft. Wenn Landes-
hauptmann Kaiser nur durch eine 
politisch anmutende Weisung ei-
ner Anklage entgehen kann, sollte 
er sich selbst die Frage stellen, ob 
er das gegenüber der Kärntner Be-
völkerung wirklich vertreten kann.

„Top-Team-Affäre“: Haben rote 
Politiker bei Justiz Narrenfreiheit?
FPÖ kritisiert Weisung an Staatsanwaltschaft zu weiteren Erhebungen

Die EU-Umweltkommission ist 
mit den bisherigen Nominierungen 
für das Umweltschutzprogramm 
„Natura 2000“ in Tirol nicht zu-
frieden. Daher hat Umweltdach-
verbandspräsident Franz Maier 
nun gefordert, dass Tauernbach, 
Kalserbach und Schwarzach in die 
Schutzgebietskulisse einbezogen 

werden sollen. Für den Osttiroler 
FPÖ-Abgeorndneten Gerald Hau-
ser eine völlig überzogene Forde-
rung: „An einer Überdosis Natura 
2000 kann der Patient auch einmal 
sterben.“

Große Gebiete des Bezirks Li-
enz, nämlich 30,25 Prozent von 
Osttirol seien bereits 1995 – ohne 
Einbindung der Bevölkerung – mit 
dem Nationalpark Hohe Tauern un-
ter „Natura-2000“-Schutz gestellt 
worden, argumentierte Hauser: 
„Der verbleibende Rest Osttirols 
muss zum Wirtschaften übrig blei-
ben.“ Weitere Ausweisungen woll-
ten weder die Bevölkerung noch 
díe Gemeinderäte. Denn „Natura 
2000“ bedeute eine Einschränkung 
der Möglichkeiten für Infrastruk-
tur, erklärte Hauser. Er kritisierte 
die Landes-ÖVP, weil deren Teil- 
organisationen Osttirol in Brüssel 
„angeschwärzt“ hätten. Und das, 
obwohl die ÖVP stets behaupte, 
sich für die Entwicklung des länd-
lichen Raums einzusetzen.

Gerald Hauser warnt vor
übertriebenem Umweltschutz.

Überdosis „Natura 2000“
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SPÖ-Landeshauptmann Kaiser im Zentrum „weiterer Ermittlungen“.
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Wohnbauförderung
an die Wand gefahren
Landesrat Mayr ist nach Skandal für Salzburg nicht mehr tragbar

„Landesrat Hans Mayr hat 
die Wohnbauförderung nicht im 
Griff!“, kritisierte FPÖ-Landespar-
tei-Vize Volker Reifenberger. Das 
neue Wohnbauförderungsgesetz sei 
in mehreren Punkten verfehlt. „Das 
Vergessen von Obergrenzen für zu 
fördernde Immobilien ist ein legis-
tischer Schnitzer, der einfach nicht 
passieren darf“, kommentierte Rei-
fenberger, dass mehrere Einfamili-

enhäuser mit Kosten von mehr als 
einer Million Euro subventioniert 
werden. Den Antragstellern sei 
kein Vorwurf zu machen, sie hätten 
nur die gesetzlichen Möglichkeiten 
in Anspruch genommen. Jedoch 
müsse die Politik dort fördern, wo 
sich die Menschen alleine keinen 
Wohnraum mehr leisten könnten.

Fördertopf ausgeschöpft
„Es ist auch ungerecht, zu sagen, 

dass es in diesem Jahr keine Wohn-
bauförderung mehr gebe, weil der 
Fördertopf leer sei“, warnte Rei-
fenberger. Die Folge wäre, dass in 
Zukunft nur noch jene in den Ge-

Die neue Wohnbauförderung 
schenkt Häuslbauern bis zu 

55.000 Euro. Daher vervierfach-
ten sich die Anträge, jedoch ist 
nun das Budget aufgebraucht.

nuss der Förderung kommen, die 
am 1. Jänner einen hochprofessio-
nellen und von einem teuren Fach-
mann erstellten Förderantrag ein-
bringen oder „gute Beziehungen“ 
zum Land hätten. Die anderen fie-
len um die Förderung dann gänz-
lich um.

„Die Politik hat eine finanzier-
bare Förderung für alle sicherzu-
stellen, die aufgrund der hohen Im-
mobilienpreise in Salzburg selbst 
nicht in der Lage sind, sich ein Ei-
genheim zu finanzieren. Wir ent-
ziehen daher Mayr das Vertrauen 
und fordern ihn zum Rücktritt auf“, 
erklärte Reifenberger.
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Die Grünen landen in der Salz-
burger Landesregierung einen 
Bauchfleck nach dem anderen: Sei 
es die verfehlte Raumordnungs-
politik, das verkehrsbehindernde 
Tempo 80 auf der Autobahn oder 
die 380-kV-Stromleitung.

Erschreckend sind jedoch die 
Methoden, mit denen sie versu-
chen, ihre Inkompetenz zu ver-
tuschen. Grundsätzlich einmal ist 
es mehr als verwunderlich, wenn 
eine grüne Fahrradaktivistin wie 
Landesrätin Astrid Rössler ihr 
Wahlversprechen, das Verhindern 
einer Stromautobahn quer durch 
die schöne Bergwelt Salzburgs, 
nicht einhält. Alleine damit dis-
qualifiziert sie sich selbst.

Problematisch sehe ich hierbei 
das merkwürdige Politikverständ-
nis der Grünen, jene Gutachten, 
die ihnen nicht ins Konzept pas-
sen, einfach unter den Tisch fallen 
zu lassen. Man gibt also so lange 
neue, teure Expertisen in Auftrag, 
bis das Ergebnis ins ideologische 
Weltbild passt. So wurden beim 
Autobahn-80er sowohl das Gut-
achten des renommierten Ver-
kehrsexperten Gerhard Kronreif 
als auch die Unfallstatistik der Au-
tobahnpolizei völlig außer Acht 
gelassen und lediglich unvollstän-
dige Erhebungen beigezogen.

Noch gravierender ist das 
Fehlverhalten Rösslers bei der 
380-kV-Leitung. Der Gutachter 
wurde für befangen erklärt und 
eine neue Expertise in Auftrag 
gegeben. So kann Politik nicht 
funktionieren.

Statt sich weiterhin nach Be-
lieben über Gutachten und den 
Willen der Bevölkerung hinweg-
zusetzen, sollten die Grünen ihre 
Unfähigkeit zur Kenntnis neh-
men und den Weg für engagierte 
Freiheitliche frei machen!

Grünes Unverständnis

Marlene Svazek
FPÖ-Landesparteiobfrau Salzburg
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Eine schriftliche Anfrage des 
freiheitlichen Bundesrates Chris-
toph Längle an den Finanzminis-
ter hat ergeben, dass allein im Jahr 
2015 rund 430 Strafanträge in Vo-
rarlberg durch die Finanzpolizei 
eingebracht wurden. Davon wur-
den 210 Strafanträge einzig wegen 
illegaler Beschäftigung von Dritt-
staatsangehörigen verzeichnet. 
Weiters wurden rund 684 auslän-
dische Personen, die mutmaßlich 
illegal tätig sind, festgestellt.

„Die FPÖ hat bereits mehrmals 
gefordert, dass der heimische Ar-

beitsmarkt und mit ihm die heimi-
sche Wirtschaft geschützt gehören. 
Das ist in Vorarlberg unmöglich, da 
nicht einmal 16 Personen bei der 
Finanzpolizei im Bundesland eine 
Vollzeitstelle haben, denen pro 
Monat acht Überstunden erlaubt 
sind“, empörte sich Längle. Es sei 
höchste Zeit, dass hier gehandelt 
und der Sparstift in diesem Bereich 
zur Seite gelegt werde. „Die Auf-
stockung der Finanzpolizei in Vo-
rarlberg wäre daher ein Schritt in 
die richtige Richtung“, fordert der 
FPÖ-Bundesrat.

Finanzpolizei aufstocken
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VORARLBERG

FPÖ fordert mehr Finanzpolizei-
beamte für Vorarlberg.

Millionen-Villen werden subventioniert, daher ist der Wohnbauförderungstopf in Salzburg bereits leer geräumt.
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terte. Der folgende Rechtsstreit kos-
tet die Gemeinde 18 Millionen 

Euro. Viel zu 
viel, befindet 
N i e d e r ö s -
terreichs gf. 
F P Ö - O b -
mann Chris-
tian Höbart, 

der die Causa 
bei der Korruptionsstaatsanwalt-
schaft anhängig machte, wie „Öster-
reich“ berichtet.

Verlässliche Politik für die Ös-
terreicher zahlt sich aus. Die FPÖ 
verfügt mittlerwei-
le über den größten 
Anteil an „Stamm-
wählern“, wie „Der 
Standard“ berichtet. 
In der Steiermark, 
wo die Zahlen für 
diese Studie der FH 
Joanneum in Graz gewonnen wur-

Inland
Rektor Basts Unbehagen Seite 8

Aufregung um die Regenbogen-Leute Seite 9

7

Mo., 8. August 2016

derStandard.at/Inland

Wer spricht bei den
Grünen für die türkische
Community? Am lautesten
ist Efgani Dönmez, immer
noch Mitglied, aber ohne
politische Funktion. Alev
Korun und Berivan Alsan
teilen manche Position,
nicht aber die Linie.

gewarnt – und wurde innerhalb

der Grünen als islamophob be-

zeichnet. So etwas passt halt nicht

in das Weltbild der Grünen.“ Ein

„Netz von Einflüsterern“ rund um

Parteichefin Eva Glawischnig ver-

hindere einen offeneren Zugang

bei diesem Thema. Dönmez: „Was

keiner bemerkt, ist, dass man sich

der Bevölkerung entfremdet.“

Spreu vom Weizen trennen

Die Grünen, aber auch die SPÖ,

hättenviel verschlafen. „Wir brau-

chen nicht mehr Solidarität und

mehr Integration. Man muss die

Spreu vom Weizen trennen – und

endlich erkennen, dass man nicht

alle integrieren kann.“
Für Aufregung sorgte bei Dön-

mez jüngst ein Artikel in der Kro-

nen Zeitung, dem zufolge die Grü-

nenMigrantinnenWien neben der

Stadt Wien und dem Land Salz-

burg eine Studie zum Thema Isla-

mophobie des AKP-nahen Think-

Das türkische Dilemma der Grünen

Wien/Linz – „Der beste Mann der

Grünen“, lautet ein Eintrag auf der

Facebook-Seite von Efgani Dön-

mez. Dabei spricht Dönmez nur

für selbst, nicht für die Grünen,

das würden sich diese verbitten.

Aber der türkischstämmige Ober-

österreicher, der acht Jahre für die

Grünen im Bundesrat saß, ist der-

zeit omnipräsent: Interviews im

ORF oder auch bei freiheitlichen

Publikationen, Gastkommentare

indiversenMedien–derMannhat

eine Agenda: Dönmez tritt auf

gegen „reaktionäre (islamistische)

Kräfte, die vom Ausland gesteuert

werden und die eine islamistische

Agenda verfolgen“. Er bekämpft

die Erdogan-Anhänger in Öster-

reich, verbunden zumeist mit

einem Rundumschlag gegen SPÖ

und die Grünen, denen er sich

einst so verbunden gefühlt hat.
Wann genau die parteiinterne

Stimmung gekippt ist, lässt sich

schwer ausmachen. Es war wohl

ein schleichender Prozess – vom

Vorzeigemuslimen mit den direk-

ten bis deftigen Ansagen hin zur

Persona non grata.

Grüner Vorzeigemigrant

Damals, imApril 2008,warDön-

mez noch der Mann der grünen

Stunde. Der erste türkischstämmi-

ge Abgeordnete, der Vorzeigemig-

rant, der es in Österreich geschafft

hat – und damit eines Bundesrat-

Tickets aber so was von würdig

war. Doch die ersten Probleme

sollten bald auftauchen: Der Bun-

desratssitz war noch nicht einmal

richtig angewärmt, da fing der tür-

kischstämmige Oberösterreicher

nämlich schon die erste Breitseite

aus den eigenen Reihen ab.

Grund dafür waren provokante

Statements etwa über „Kameltrei-

ber aus Anatolien“, die sich in Ge-

betshäusern als Imame aufspie-

len. Als Dönmez One-Way-Ti-

ckets für österreichische Erdogan-

Anhänger fordert, ist die Partei-

spitze schon weniger entspannt –

und fordert eine Entschuldigung.

ImOktober 2015 flog er aus dem

Bundesrat. Die Partei habe eben

„sein Potenzial“ nicht erkannt.

Heute ist Dönmez immer noch

grünes Parteimitglied – mit einer

Offenheit hin zu politischen Mit-

bewerbern – auch zur FPÖ. Sowar

der anerkannte Migrations- und

Islamexperte Ende Jänner als

Gastredner bei einer Abendveran-

staltung der FreiheitlichenArbeit-

nehmer Oberösterreich geladen.

Mit der Diskussion rund um die

Pro-Erdogan-Kundgebung vom

16. Juli inWien fühlt sichDönmez

bestätigt: „Viele Jahre habe ich vor

so einer Situation immer wieder

tanks Seta mitfinanzierten. „Wo

sind die angerannt, manche mei-

ner Grünen Kolleginnen“, postete

er auf Facebook. „Finanzieren

Wiener Grüne Muslimbrüder?“

Studienautor Farid Hafez wurde

gar als radikalerMuslimbruder be-

zeichnet. Das weisen die Wiener

Grünen scharf zurück. Hafez äu-

ßerte sich auf Facebook: Er habe

„null Komma Josef Verständnis“

für die Behauptungen. Die Grünen

sehen eine Schmutzkübelkampag-

ne der Neos, die mit der Kritik be-

züglich der Finanzierung des Be-

richts andieÖffentlichkeit gingen.

Wennman jemanden wegen In-

toleranz kritisiert, sollte man

nicht dieselbe Intoleranz an den

Tag legen“, sagt Grünen-Abgeord-

nete Alev Korun – geboren in An-

kara, seit 2008 im Parlament.

Auch die kurdischstämmige Par-

teikollegin Aygül Berivan Aslan –

sie folgte 2013 – stört die Wort-

wahl, aber: „Wo ich ihm recht

gebe, ist bei den radikalen Islamis-

ten.“ Der Verfassungsschutz müs-

se alleVereineunter die Lupeneh-

men, und „wo es gravierende Fäl-

le gibt, müssen die dann zusper-

ren“. Dass es die gibt, daran hegt

sie keinen Zweifel.
Gegen rechtsextreme und reli-

giös-fundamentalistische Grup-

pierungen gebe es Gesetze, sagt

Korun: „Nach diesen Gesetzen

muss der Staatsschutz gegen ext-

reme und gefährliche Gruppen

oder Vereine vorgehen, ohne

Unterscheidung nach Herkunft

oder Religion, ob deutsch- oder

türkisch-nationalistisch“.

Politische Polarisierung

Aslan hält „guten Kontakt etwa

zur Gruppe der säkularen Türken

und Türkinnen“. Kollegin Korun

warnt davor, von „der türkischen

Community“ zu sprechen: „Die

gibt es so nicht, da diese Gruppe

politische Überzeugungen von

kommunistisch über bürgerlich

bis extrem rechts beinhaltet. Die

politische Polarisierung in den

türkisch-kurdischenCommunitys

hat aber inden letzten Jahren stark

zugenommen entlang der Frage,

ob pro-AKP oder AKP-kritisch.“

Verschlechtert habe sich die Stim-

mung seit den Protesten im Gezi-

Park 2013 und der Armenien-Ge-

nozid-Erklärung der österreichi-

schen Parlamentarier aus dem

Vorjahr. Seitdemwürdensichvie-

le Türken von den österreichi-

schen Parteien nicht mehr vertre-

ten fühlen – ein Grund, warum

eine eigene Liste bei der kommen-

den Nationalratswahl antreten

will, ist Aslan überzeugt.
Aslan erlebt selbst heftige An-

feindungen. „Die Diffamierungs-

kampagne läuft seit einem Jahr,

hauptsächlich über die sozialen

Medien“, erzählt die Politikerin.

„Sie wollen prinzipiell keine kur-

dischstämmige Politikerin im Par-

lament.“ Offenbar hoffe man, dass

„Wahnsinnige reagieren“. Sie

selbst will weiter Menschen-

rechtsverletzungen in der Türkei

anprangern und für die Pressefrei-

heit kämpfen: „Ichwill nichtSkla-

vin meiner Angst sein.“ (mro, pm,

rwh, völ) Kommentar Seite 24

Efgani Dönmez lässt kaum ein
gutes Haar an seiner Partei.

Foto: Corn

Alev Korun ist im Parlament
Migrationssprecherin.

Foto: Urban

Berivan Aslan ist als Kurdin
Anfeindungen ausgesetzt.

Foto: Corn

Wien – Verteidigungsminister

Hans PeterDoskozil (SPÖ)will an-

gesichts der Terrorbedrohung das

Jagdkommando, die Eliteeinheit

des Bundesheers, stärken. Die

Spezialkräfte sollen mehr Perso-

nal bekommen, außerdemwerden

35 Millionen Euro in ihre Ausrüs-

tung investiert. Doskozil glaubt,

dass die Terrorbekämpfung im-

mermehr auch zumAufgabenfeld

der Streitkräfte wird.
Mit der neuen Heeresstruktur,

die ab 1. Jänner 2017 gelten soll,

wird das Jagdkommando direkt

von der Einsatzsektion im Minis-

terium geführt, wovon man sich

schnellere Entscheidungen und

kürzereWege erhofft. Die Eliteein-

heit wächst außerdem: In einem

ersten Schritt soll um rund 40 Sol-

daten (auf gut 400) aufgestockt

werden. Ziel sei letztlich ein „Auf-

wuchs“ in Kompaniegröße, also

um etwa 100 Soldaten, sagte Dos-

kozil. Was seinen Wunsch nach

mehr Black-Hawk-Hubschrau-

bern betrifft, will Doskozil eine

Leasingvariante prüfen. (APA)

Jagdkommando soll
zur Terrorbekämpfung
eingesetzt werden

Die ÖVP rinnt in Richtung FPÖ aus
Wahlanalysen der FH Joanneum orten für die Volkspartei kaum noch Entwicklungspotenzial

WalterMüller

Graz – Sie waren die großenAssets

der beiden staatstragenden Partei-

en SPÖ und ÖVP – jene verlässli-

chenStammwähler, die derVolks-

partei und den Sozialdemokraten

jahrzehntelang die Stange hielten.

Doch in jüngster Vergangenheit

wandert diemittlerweile rare Spe-

zies des treuen Wahlvolkes suk-

zessive ab und lässt sich vermehrt

bei den Blauen nieder.
In der Steiermark konnte die

FPÖbei denLandtagswahlen2015

etwa 73 Prozent der Wähler von

2010 erneut dazu animieren, wie-

der Blau zu wählen, der SPÖ hiel-

ten 2015 noch 61 Prozent der

Wähler die Treue, derÖVP 59 Pro-

zent. Deutlich ist die blaue Bin-

dung mittlerweile auch in ande-

ren Bundesländern zu beobach-

ten. Ob aus den blauen Wieder-

wählern richtige Stammwähler

werden, werden die nächsten

Wahlen weisen.
Dieser blauen Verfestigung in

der Wählerlandschaft widmet

sich unter anderem eine jetzt ver-

öffentlichte wissenschaftliche

Aufarbeitung der steirischen

Landtagswahlen 2015 des FH Jo-

anneum. („Urnengänge – Analy-

sen der steirischen Gemeinderats-

und Landtagswahlen 2015“). Aus-

gehend von den für Rot und

Schwarz verlustreichen Wahlen

in der Steiermark werden auch

Querverbindungen zu denUrnen-

gängen inOberösterreich, Burgen-

land und Wien gezogen – mit

durchaus bundespolitischen Im-

plikationen.
Legt man über diesen Befund

einer blauen Verfestigung in der

Wählerlandschaft jene in der Pub-

likation von Experten des Sozial-

wissenschaftlichen Institutes

Sora analysierten Wählerströme

darüber, scheint sich in erster Li-

nie für dieÖVPeine durchaus dra-

matische Zukunft abzuzeichnen.

Denn die ÖVP verliert in erster

Linie an die FPÖ. „Die mit Ab-

stand größte Wählerwanderung

von ehemaligen ÖVP-Wählern ist

zur FPÖ erfolgt. DiemassivenVer-

luste der SPÖsind aberwie bereits

in der Vergangenheit auf die Ver-

luste ins Reservoir der Nichtwäh-

ler zurückzuführen“, schreiben

die Sora-Experten. Ähnliche Be-

wegungen sindbei denWahlen im

Burgenland oder Oberösterreich

und auch Wien zu beobachten.

Chancen für die SPÖ

Die ÖVP „rinnt“ derzeit also

stärker zur FPÖ aus als die SPÖ,

die eben auch an die Nichtwähler

verliert, was für FH-Professor

Heinz P. Wassermann, dem He-

rausgeber und Leiter des der Pub-

likation zugrunde liegenden For-

schungsprojekts, durchaus als

Chance für die Roten sieht. Die

SPÖ habe nämlich noch die Mög-

lichkeit, etliche ihrer alten Wäh-

ler aus dem Wartesaal abzuholen,

während die ÖVP Teile ihrer alten

Stammklientel wieder aktiv aus

einer anderen Partei, eben der

FPÖ, loseisenmüsste. Ein wesent-

lich schwierigeres Unterfangen,

sagt Wassermann. Wer sind nun

die FPÖ-Wähler, worin unter-

scheiden sie sich von den SPÖ-,

ÖVP- oder Grün-Wählern? Was-

sermann nennt das Unterschei-

dungsmerkmal „Mental Gap“:

FPÖ-Wähler sind wesentlich pes-

simistischer als alle anderenWäh-

ler. „FPÖ-Wähler beurteilten die

letzten fünf Jahremit klarerMehr-

heit eher negativ und blicken mit

ebensolcher klarer Mehrheit mit

Sorge in die Zukunft“, sagt Was-

sermann.
Die Sora-Experten hatten in der

Studie dieWählerströme auch auf

lokale Ebene heruntergebrochen.

Interessant dabei: Der oft zitierte

Siegeszug der Blauen in den ober-

steirischenArbeiterbezirkenmuss

bereits relativiert werden. Hier

dürfte die FPÖ ihr Potenzial weit-

gehend ausgeschöpft haben. „Die

geringsten summierten Verluste

an die FPÖ”, schreiben die Auto-

ren, „hat die SPÖ in der SPÖ-star-

kennördlichenObersteiermarkzu

verzeichnen.“ Die stärksten Über-

gänge von der ÖVP zur FPÖ wur-

den hingegen in den schwarzen

Agrarregionen registriert.
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In Groß-Siegharts wird 

von heute an bis Sonntag 

zum 29. Mal Österreichs 

größtes Rollstuhl-Tennis-

turnier und eines der best-

dotierten Turniere Euro-

pas ausgetragen.

60 Spieler aus 13 Natio-

nen spielen in 150 Matches 

beim Austrian Open um 

ein Preisgeld von 21.700 

US-Dollar und um Welt-

ranglistenpunkte.

Die Stars. Für Österreich 

gehen Urgestein Martin 

Legner (26), der bei den 

Paralympics in Rio dabei 

ist, und der erst 19-jähri-

ge Nico Langmann an den 

Start. Der Damenbewerb 

wird von der ehemaligen 

Nummer 1 der Welt und 

Paralympics-Starterin Sa-

bine Ellebrock (Deutsch-

land) dominiert werden. 

Beim Quadbwerb (zusätz-

liche Einschränkung der 

Arme) geht neben der 

Nummer 5 der Welt, dem 

Israeli Itay Erenblib, auch 

der Waldviertler Markus 

Wallner an den Start.

Das Turnier beginnt 

täglich ab 9 Uhr in der 

Tennisanlage Groß-Sieg-

hart und bietet ein tolles 

Rahmenprogramm. 

 www.austrian-open.net

60 Weltelite-Spieler aus 

13 Nationen kämpfen beim 

größten Turnier Österreichs.

Staatsanwaltschaft ist eingeschaltet

›Süd Tower‹: FPÖ ortet 

Korruption und Untreue
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ÖSTERREICH sucht Bade-Beautys

Luxus-Urlaub dank  

Bikini-Schnappschuss

NÖ/Bgld. Fast 180 hüb-

sche Damen aus ganz Ös-

terreich nehmen bereits 

am großen Gewinnspiel 

teil, denn ÖSTERREICH 

und oe24.at suchen die 

schönste Bikini-Beauty 

des Landes. Für den cools-

ten Bikini-Schnappschuss 

winkt ein Urlaub im 

5-Sterne-Hotel Kempinski 

Adriatic Istrien in Kroati-

en für zwei Personen. Und 

so einfach geht’s: Bild 

hochladen, Freunde und 

Familie mobilisieren und 

fleißig voten! Die Gewin-

nerin wird am Sonntag 

 gekürt, also noch schnell 

Fotos uploaden.

Schönstes Bikini-Foto auf 

oe24.at hochladen und 

Traumreise gewinnen. 

Rollstuhl-Tennisstars 

bei Top-Event in NÖ

Doris im 

Urlaub auf 
Kuba.

Nicolas Peifer (26) 

aus Frankreich 

gehört zur Top Ten 

der Welt.
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Waldviertel. Beim 38. Al-

legro Vivo Festival widmen 

sich unter dem Motto 

„Neue Horizonte“ 600 Vir-

tuosen der Musik des ame-

rikanischen Kontinents. 

Bis 18. September gibt es 

Konzerte in Schlössern, 

Burgen, Klöstern, Kirchen 

und historischen Bauwer-

ken des Waldviertels. „Mit 

An 30 Spielorten in Schlös-

sern, Burgen, Klöstern, Kir-

chen bis 18. September.

Dabei: Academia Allegro Vivo. Di
et

er
 Sc

he
wi

g

circa 7.000 Nächtigungen 

trägt Allegro Vivo auch zur 

wirtschaftlichen Belebung 

der Region bei“, so Landes-

rätin Barbara Schwarz 

(ÖVP) bei der Eröffnung.

 www.allegro-vivo.at

Kammermusikfestival im Waldviertel

›Allegro Vivo‹ mit 600 

Musikern aus aller Welt

Michaela aus dem Bez. Holla-

brunn im Urlaub in Ägypten. 

St. Pölten. Die Jahnturn-

halle in St. Pölten wird die-

sen Sonntag in die 90er zu-

rückversetzt, Die Party-

people können ab 21 Uhr 

unter der Discokugel zu 

den Hits der Spice Girls, 

New Kids On The Block 

Haddaway, Dr. Alban, Cul-

ture Beat, Backstreet Boys, 

Aqua, R.E.M, Die Ärzte, DJ 

Mega-90er-Party mit Jan Wayne live

›The Rules Of The 90’s‹: 

Top-Event in St. Pölten 
Am Sonntag wird ein einzig-

artiges Jahrzehnt der Mu-

sikgeschichte zelebriert. 

Ho
eb

ar
t c

hr
ist

ian

Bez. Mödling. Der Rechts-

streit um den Süd-Tower in 

Vösendorf wird dem-

nächst, wie berichtet, mit 

einem Vergleich, der Vö-

sendorf 18. Mio. Euro kos-

tet, beendet. Der 160 Meter 

hohe Turm konnte trotz 

positiven Baubescheids 

nicht errichtet werden, da 

er der Bauordnung wider-

sprach. Jetzt ortet die FPÖ 

Amtsmissbrauch und wen-

det sich an die Korrupti-

onsstaatsanwaltschaft.

Korruption. „Es gab offen-

bar bereits vor Einbringen 

der Klage Verhandlungen. 

2010 wäre die Gegenseite 

bei 12 Mio. Euro zu einem 

Vergleich bereit gewesen“, 

sagt Christian Höbart 

(FPÖ). „Hätte man sich da-

mals verglichen, hätte sich 

Vösendorf 6,7 Mio. Euro 

Vergleichssumme und 

jährlich 250.000 Euro Ver-

fahrenskosten gespart.“ 

Nun soll die Staatsanwalt-

schaft prüfen, ob gegen 

strafrechtliche Bestim-

mungen verstoßen wurde. 

„Wir fordern diejenigen, 

die damals zugestimmt ha-

ben, auf, Verantwortung 

zu übernehmen und zu-

rückzutreten“, so Höbart.

FPÖ wendet sich nun mit An-

zeige an Korruptionsstaats-

anwaltschaft.

FPÖ- 
Höbart  

wendet 

sich an 

Korrupti-

onsstaats-

anwalt-

schaft.

Sabine Ellebrock ge-

wann 3 Mal das Turnier.

Gewinnen. Bikini-Foto mit Info 

zum Heimatort hochladen und  

dabei sein: www.oe24.at/bikini

Timea aus  

Klosterneuburg 

ist im Rennen.

Österreichs Jungstar Nico 

Langmann (19) ist am Start.

Austrian Open von heute bis Sonntag in Groß-Siegharts

Persönliches Exemplar für AOM-Benutzer pafpoehoeferl - (C) APA-DeFacto GmbH. Alle Rechte vorbehalten.

Medien

GEZWITSCHER

den, war vor allem die ÖVP Leidt-
ragende der Wählerwanderung. Fazit 
der Zeitung: „Die ÖVP rinnt in 

Richtung FPÖ 
aus“.

In Vösendorf 
(NÖ) sollte ein 
160 Meter ho-
her Turm, der 
„Süd-Tower“, er-
richtet werden, was 

trotz umfangreicher 
Planung an der Bauordnung schei-

FPÖ IN DEN MEDIEN

Im ORF-Stiftungsrat ha-
ben SPÖ und ÖVP noch eine 

Mehrheit wie zur Hochblüte der 
großen Koalition – und nutzen 
das auch weidlich aus.

Der von der SPÖ unterstützte 
amtierende ORF-Generaldirektor 
Alexander Wrabetz (Bild) wurde 
am Dienstag vom ORF-Kuratori-
um mit 18 von 35 Stimmen wie-
dergewählt. Sein ÖVP-Konkurrent 
und bisheriger Finanzchef Richard 
Grasl erzielte 15 Stimmen.

Letzter Postenschacher
„Die Wiederwahl von Alexander 

Wrabetz zum Generaldirektor des 
ORF ist eine vertane Chance, statt 
eines notwendigen Neubeginns für 
den ORF“, kommentierte FPÖ-Ge-
neralsekretär und Mediensprecher 

Herbert Kickl die Entscheidung 
des ORF-Stiftungsrates. Das be-
deute im Wesentlichen, dass struk-
turell alles beim Alten bleibe und 
notwendige Reformen zugunsten 
einer rot-grün-rosa Postenpackelei 
geopfert wurden. „Alles in allem 
ein trauriger Tag für den ORF und 
ein letzter Erfolg eines sich außer-
halb der Eliten längst überlebt ha-

SPÖ und ÖVP schnapsen sich
den ORF-Generaldirektor aus 
SPÖ-Kandidat Wrabetz mit hauchdünner Mehrheit wiedergewählt

benden rot-schwarzen Postenscha-
chers“, bemerkte Kickl.

Als „absolut absurd und unde-
mokratisch“, kritisierte FPÖ-Bun-
desparteiobmann HC Strache dem 
Umstand, dass Schwarz und Rot 
bei einem Wahlergebnis von 52 
Prozent mehr als 90 Prozent der 
Sitze im Stiftungsrat innehätten 
und so den ORF kontrollierten.
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Die lebensgefährlichen Folgen 
der „Willkommenspolitik“ errei-
chen jetzt auch verstärkt Österreich 
Aber SPÖ, ÖVP und Grüne ziehen 
keine Lehren daraus.

GEFÄLLT MIR

Wieder Messerattacke in Linz. 
Ein Syrer ging grundlos auf einen 
Linzer los. Es reicht!

HC Strache
21.04.2015

1.564 Personen gefällt das.

ORF-General von Gnaden der Roten, Grünen und Neos.

Wie jetzt, der #Kern glaubt 
tatsächlich unter den Türken ha-
ben sich Parallelgesellschaften 
gebildet? Ein Wunderwuzzi!!

#Erdogan instrumentalisiert die 
hier lebenden Türken,wie das 
ausgeht kann sich jeder Dumme 
ausrechnen! Was nun,Frau Mer-
kel? #MerkelRücktritt

Mario
@iMarioR

Miriam Oezen
@miriam_oehzen

04.08.16 06:45

07.08.16 22:05

Der plötzliche Meinungswandel 
von SPÖ-Bundeskanzler Kern stellt 
die Österreicher vor ein Rätsel: ernst 
gemeint oder „situationselastisch“?

Die nächste Zuwanderungsfalle 
geht auf: Nach der Flüchtlings-
schwemme nun alteingesessene In-
tegrationsprobleme.

WHATSAPP
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Bezirksparteiobmann Hermann Brückl (l.) gratulierte Andreas Zauner 
(Bildmitte) und der Subener FPÖ-Parteiführung.

Hoher Besuch stellte sich Ende 
Juli bei der langjährigen FPÖ-Ge-
meinderätin Maria Anna Pachler 
aus Straß im Attergau ein. Der 
freiheitliche Landeshauptmann-
stellvertreter Manfred Haimbuch-
ner war im Rahmen der „Regio-
naltour“ in der Gegend und ließ 
sich die Gelegenheit nicht entge-
hen, um der engagierten Gemein-

derätin und FPÖ-Funktionärin zum 
70. Geburtstag zu gratulieren. Mit 
einer Einladung zum Mittagessen 
bedanke sich Haimbuchner für die 
vielfältige Arbeit, die Frau Pachler 
in der Parteiorganisation der Frei-
heitlichen in Straß wie auch in der 
Bezirkspartei geleistet hat. Dabei 
wurden nette Erinnerungen ausge-
tauscht.

Landeschef Haimbuchner (r.) mit Jubilarin Pachler und Ehemann.

FPÖ Suben bestätigt ihren
Obmann mit 100 Prozent

Zum 70er gratulierte auch 
der Landesparteiobmann

Beim jüngst stattgefundenen 
Ortsparteitag der FPÖ Suben (Ober-
österreich) wurde Andreas Zau-
ner mit 100 Prozent der Stimmen 
wieder zum Ortsparteiobmann ge-
wählt. In Anwesenheit des Bezirks-
parteiobmanns, FPÖ-Abgeord- 
netem Hermann Brückl, wurden 
auch Manuel Boxrucker zum Ob-
mann-Stellvertreter und Margit 

Weikinger zur Schriftführerin ge-
wählt. Als Finanzreferentin fun-
giert Sandra Zauner, die dieses 
Amt von Christine-Barbara Empa-
cher übernimmt, mit ihrem Stell-
vertreter Daniel Boxrucker. Zauner 
freute sich über das große Ver-
trauensvotum und nahm dieses als 
Auftrag, den Erfolgsweg der FPÖ 
in Suben fortzusetzen.
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TOP-TV-Termin:
HC Strache im 

„Sommergespräch
2016“
Montag, 22. August 2016
21.05 Uhr, ORF 2

www. FPOE.at

+++ Bücherservice +++ Bücherservice +++ Bücherservice +++ Bücherservice +++ Bücherservice +++

Mit Ihrer Bestellung erklären Sie sich einverstanden, künftig über Aktivitäten und Neuerscheinungen  
der FPÖ und des FPÖ-Bildungsinstitutes informiert zu werden.

GRATIS zu beziehen über das FPÖ-Bildungsinstitut:  
Friedrich Schmidt Platz 4, 1080 Wien
Telefonisch unter 01/512 35 35-36 oder per Mail: bildungsinstitut@fpoe.at  

Österreich zuerst - 60 Jahre FPÖ

In dieser Publikation blicken wir zurück auf die sechzigjährige Geschichte einer Par-
tei und die bald zweihundertjährige einer Gesinnungsgemeinschaft. Dieser Rück-
blick auf 60 Jahre Freiheitliche Partei Österreichs beginnt im Hier und Heute und 
arbeitet sich zurück in die Vergangenheit.

Zuerst blicken wir auf die „Ära Strache“, die ein gutes Jahrzehnt von 2005 bis 2016 
umfasst. Dann ist da die Zeit der Regierungskoalition mit der Volkspartei von 2000 
bis 2006, die wir als zweites betrachten. Als drittes vergegenwärtigen wir uns die 
Ära des Aufstieges der FPÖ unter Jörg Haider von 1986 bis zum Jahre 2000. Danach 
als viertes Kapitel die Regierungszusammenarbeit mit der Sozialdemokratie unter 
Norbert Steger. Und schließlich im fünften Kapitel die Gründung und die Einfügung 
der FPÖ in das politische System der Zweiten Republik zwischen 1956 und 1989. 
Zu guter Letzt skizzieren wir noch den historischen Weg des national-freiheitlichen 
Lagers von seinen Anfängen der Habsburger Monarchie, über die schwierigen Jahre 
der Ersten Republik bis hin zur Gründung der FPÖ.

1956 - 2016


